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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/699: Klimakampf und Kohlefront - unklarer Neustart ... (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 29.01.2020

Kohleausstiegsgesetz verpasst Chance, Innovationen im Energiesektor
anzustoßen



Berlin - Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Reduzierung und
zum Ausstieg aus der Verstromung von Braun- und Steinkohle beschlossen.
"Der Verzicht auf die Nutzung der Energieträger Braun- und Steinkohle ist
überfällig, um die Klimaziele zu erreichen und das Energiesystem auf Basis
Erneuerbarer Energien flexibler, intelligenter und kostengünstiger zu
gestalten. Problematisch ist, dass der Gesetzentwurf weit hinter dem
Ergebnis der Kommission Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung
zurückbleibt. Der beschriebene Reduktionspfad ist zögerlich und wird den
Erfordernissen des Klimaschutzabkommens von Paris nicht gerecht. Entgegen
den ausdrücklichen Empfehlungen der Kommission fehlen zudem verbindliche
Regelungen, die das Ziel von 65 Prozent Erneuerbaren im Stromsektor bis
2030 ermöglichen. Die Bundesregierung verpasst die Chance, den Ausstieg mit
einem klaren Aufbruch zu verbinden und die Weichen für Innovation und
Zukunftsinvestition zu stellen. Den Branchen der Erneuerbaren Energien
fehlt damit weiterhin der politische Rahmen, überkommene Deckel und Bremsen
bleiben bestehen", kritisiert Dr. Simone Peter, Präsidentin des
Bundesverbands Erneuerbare Energie e.V. (BEE) den Gesetzentwurf.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren müsse bei den Erneuerbaren Energien und
der Kraft-Wärme-Kopplung erheblich nachgebessert werden. "Atom- und
Kohleausstieg erfordern eine umgehende starke Beschleunigung des Ausbaus
von Erneuerbaren Energien und deshalb die Anhebung von Zielkorridoren und
Auktionsvolumen im EEG bereits in diesem Frühjahr", fordert Dr. Peter. Das
vorliegende Gesetz solle genutzt werden, um die unverzügliche Streichung
des 52 GW-Deckels bei der Photovoltaik vorzunehmen. Auch die Ausbauziele
müssten auf mindestens 10 Gigawatt pro Jahr erhöht werden. Es müsse zudem
gewährleistet werden, dass der vorgesehene Ausbaupfad bei der Windkraft an
Land erreicht wird. Genehmigungshemmnisse seien abzubauen, pauschale
Abstände bei Windenergieanlagen zu vermeiden. Außerdem sei die Anhebung des
Ausbaupfads auf 20 Gigawatt bis 2030 bei Offshore-Wind sowie die
Ausschreibung der offenen Netzkapazität von 2 Gigawatt unverzichtbar. Für
die Biomasse brauche es neben einem Stabilisierungspfad vor allem ein
Ausschreibungsdesign, das den Weiterbetrieb von Bestandsanlagen nach
Auslaufen der EEG-Vergütung, aber auch den Bau von Neuanlagen erst
ermöglicht sowie eine Abschaffung des Flex-Deckels.

Bei der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) stehe der Kohleersatzbonus für Gas-KWK
und der Südbonus dem schnellen Ausstieg aus der fossilen Strom- und
Wärmeerzeugung entgegen. Der BEE begrüße aber die Weiterentwicklung der
klassischen KWK zu "flexiblen Strom-Wärme-Systemen" mit einer möglichst
hohen Einbindung von Erneuerbaren Energien. Mit dem Bonus für innovative
Erneuerbare Wärme (EE-Wärmebonus) werde erstmals im KWKG die gezielte
Einbindung von Erneuerbaren Energien in allen KWK-Größenklassen adressiert.
Entgegen der Ausgestaltung eines pauschalen Bonus für die unterschiedlichen
Erneuerbaren-Energien-Technologien halte der BEE allerdings
technologiespezifische Boni für zielführenderer. Dass die Biomasse (z.B.
Holz oder Biogas) aufgrund der geforderten Jahresarbeitszahl vom
EE-Wärmebonus ausgeschlossen sei, sei nicht hinnehmbar. Zudem fehlten
Akzente, um wirksame Marktimpulse für die solare Fernwärme zu setzen. Für
einen dynamisierten Ausbau geothermisch bespeister Wärmenetze seien
zusätzliche Maßnahmen überfällig. Peter: "Die Wärmewende bleibt mit diesem
Gesetz das Stiefkind der Energiewende. Hier muss mehr getan werden!"

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/698: Klimakampf und Kohlefront - kein fairer Handel ... (PIK)

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 29. Januar 2019

Statement zum Kohleausstiegsgesetz: 

"Das Abschalten der Kraftwerke hätte man billiger haben können"



Rund ein Jahr nach dem Bericht der Kohlekommission hat das Bundeskabinett
heute das Kohleausstiegsgesetz beschlossen. Bis 2038 soll Deutschland die
Stromgewinnung aus Braun- und Steinkohle beenden, die 2019 noch 28 Prozent
der Bruttostromerzeugung ausmachte. Die Braunkohle-Betreiber erhalten 4,35
Milliarden Euro Entschädigung, weitere Entschädigungen an die
Steinkohle-Betreiber werden über Ausschreibungen ermittelt und verteilt.
Zudem fließen 40 Milliarden Euro Strukturhilfen in die Kohleregionen. Dazu
erklärt Ottmar Edenhofer, Direktor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung (PIK) und des Mercator Research Institute on Global
Commons and Climate Change (MCC):

"Es ist gut, dass die Regierung jetzt einen Fahrplan zum Kohleausstieg
beschlossen hat. Allerdings macht sie ihn unnötig teuer: Die hohen
Direktzahlungen an die Kraftwerksbetreiber, als Entschädigung für das
Abschalten von Anlagen, sind falsch. Sie hebeln das Verursacherprinzip aus,
demzufolge derjenige, der emittiert, entsprechend zahlen soll. Nun bekommt
derjenige Geld, der das Emittieren einstellt. Deswegen haben die Betreiber
einige Kraftwerke länger als wirtschaftlich darstellbar am Netz gelassen -
um nun Entschädigungszahlungen zu erhalten.

Es wäre besser gewesen, wenn die deutsche Politik das Milliardenprojekt
Kohleausstieg im Kern markwirtschaftlich geregelt hätte. Die Strukturhilfen
für die Kohleregionen sind wichtig, weil sie neue Arbeitsplätze finanzieren
helfen - aber beim Ausstieg selbst hätte die Politik auf den CO2-Preis
setzen sollen, dann wäre alles viel billiger gegangen. Man hat schon jetzt
gesehen, dass die steigenden Preise im Emissionshandel im vergangenen Jahr
zu einem Rückgang der Kohleverstromung geführt haben. Mit einem
Mindestpreis hätte man die Kohle verdrängt, ohne teure Entschädigungen
zahlen zu müssen.

Unbefriedigend bleibt auch, wie der deutsche Kohleausstieg im europäischen
Emissionshandel abgebildet wird. Zwar will die Regierung die frei werdenden
Zertifikate im Prinzip stilllegen und vom Markt nehmen - doch wieviel CO2
effektiv eingespart wird, lässt sich nur mit großer Unsicherheit bestimmen.
Es besteht also die Gefahr, dass ein Teil der Zertifikate anderswo genutzt
und der Klima-Effekt des Kohleausstiegs konterkariert wird. Um diesen
sogenannten Wasserbett-Effekt auszuschließen und zugleich bei den
Zertifikaten ein unkoordiniertes Vorgehen der nationalen Regierungen zu
verhindern, gibt es eine einfache Lösung: einen ausreichend hohen
europäischen Mindestpreis im Emissionshandel."


Weblink zum Gesetzesentwurf:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gesetzentwurf-kohleausstiegsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=6

 * 

Quelle:

PIK-Statement, 29.01.2020

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de
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KOHLEALARM/697: Klimakampf und Kohlefront - verzögerungstaktisch gesehen ... (ClientEarth)

ClientEarth - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Milliardengeschenk an LEAG gefährdet Kohleausstieg: 

Jurist*innen fordern Stellungnahme von Bundesregierung



Die Jurist*innen von ClientEarth haben sich heute in einem Brief an
Umweltministerin Schulze, Wirtschaftsminister Altmaier und Finanzminister
Scholz gewandt. Sie warnen die Bundesregierung darin, dass die geplanten
Entschädigungszahlungen an die LEAG ein rechtliches Risiko für den
beschlossenen Kohleausstieg darstellen. ClientEarth fordert die
Bundesregierung dringend zu einer Stellungnahme auf, bevor das
Kohleausstiegsgesetz am heutigen Tag vom Kabinett verabschiedet wird.

"Die deutschen Steuerzahler*innen sollten darüber in Kenntnis gesetzt
werden, wofür sie eigentlich aufkommen: Der Energiekonzern LEAG soll mehr
als 1,7 Milliarden Euro dafür bekommen, dass er Kraftwerke schließt, die er
ohnehin zu ähnlichen Zeitpunkten geschlossen hätte. Das ist nicht nur
politisch ein Skandal, sondern auch juristisch gefährlich", sagt Prof. Dr.
Hermann Ott, Leiter des ClientEarth Deutschlandbüros.

Die Jurist*innen warnen, dass das großzügige Geschenk an die LEAG dem
ausgehandelten Kohleausstieg schaden könnte. Es könnte die Anwendung
wesentlicher Regelungen zum Braunkohleausstieg sogar komplett zum Kippen
bringen, meint Hermann Ott: "Im schlimmsten Fall werden die vorgesehenen
Zahlungen an die LEAG dazu führen, dass die Regelungen über Abschaltpfad
und Entschädigungen zum Braunkohleausstieg unanwendbar bleiben. Denn die
von der Bundesregierung geplanten Verträge mit den Betreibern stehen unter
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die EU-Kommission. Sollte diese
Genehmigung wegen der jetzt bekannt gewordenen Umstände nicht kommen,
fangen wir bei der Braunkohle wieder von vorne an. Der Kohleausstieg würde
sich noch weiter nach hinten verschieben, die Klimaziele würden noch
deutlicher verfehlt. Die Bundesregierung muss sich hierzu äußern."

Schon vor Bekanntwerden der geplanten Zahlungen an die LEAG hatten die
Jurist*innen von ClientEarth in Zweifel gezogen, ob großzügige
Entschädigungen an eine wirtschaftlich strauchelnde Braunkohleindustrie im
Einklang mit dem Beihilferecht stehen. Diese Überlegungen erhalten nun neue
Brisanz. "Altmaiers Strategie ist es, sich einen Konsens zu erkaufen. Es
ist höchst fraglich, ob die geplanten Regelungen zum Kohleausstieg, die
geschenkte Milliarden zum Teil ohne erkennbare Gegenleistung enthalten,
einer Prüfung nach dem EU-Beihilferecht standhalten werden. Denn mit solch
einem Kohleausstiegsgesetz wird für die LEAG keinerlei Anreiz gesetzt,
Kraftwerke früher zu schließen als geplant. Vielmehr vergoldet der
ausgehandelte Ausstieg ihre ohnehin bestehenden Pläne. Gerade so etwas
versucht das Beihilferecht zu verhindern", so Ott weiter.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KOHLEALARM/696: Klimakampf und Kohlefront - ein faules Angebot ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 29. Januar 2020

Kohleausstiegsgesetz droht Kohle-Konflikt neu zu entfachen



Zum Beschluss des Kohleausstiegsgesetzes im Bundeskabinett erklärt Stefanie
Langkamp, Leiterin Kohle- und Energiepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Wir betrachten dieses Gesetz mit großer Sorge, denn es droht den Konflikt
um die Kohle neu zu entfachen. Die Bundesregierung hat nicht im Interesse
des Klimaschutzes verhandelt. Das ist ein schlechtes Signal und eine
riskante Strategie angesichts der weltweiten Auswirkungen des Klimawandels,
die sich heute schon zeigen.

Ausgerechnet besonders klima- und gesundheitsschädliche
Braunkohlekraftwerke sollen bis an ihr ohnehin geplantes Ende laufen und
dafür noch Entschädigungszahlungen aus Steuermitteln in Milliardenhöhe
erhalten. Die Bundesregierung führt die von ihr selbst eingesetzte
Kohlekommission ad absurdum, wenn sie den vorgeschlagenen stetigen
Ausstiegspfad leichtsinnig verwirft. Vollkommen unnötig gibt die
Bundesregierung dem Drängen von RWE nach, sechs weitere Dörfer zu
zerstören. Die Interessen der Menschen, die ihr Zuhause nicht verlassen
wollen, ignoriert sie. Der bereits stark strapazierte Hambacher Wald soll
nach Vorstellungen des Konzerns RWE an mehreren Seiten umbaggert werden -
abgeschnitten vom Grundwasser wird der Wald nicht dauerhaft überleben
können.

Dieses Gesetz ist ein Rückschlag zu einer Zeit, in der Deutschland in den
UN-Klimaverhandlungen und der EU eigentlich für mehr Klimaschutz streiten
müsste. Große Teile der Zivilgesellschaft sehen in ihm nicht die
notwendigen Entscheidungen der Bundesregierung für Klimaziele und
Kohleausstieg. Ohne Nachbesserungen an dem Gesetz werden die Konflikte um
die Dörfer, den Hambacher Wald und Datteln IV weitergehen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/695: Klimakampf und Kohlefront - Kohle-Kompromiß eingefordert ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 29. Januar 2020

Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen Klimawandel



Anlässlich des heutigen Kabinettsbeschlusses zum Kohleausstiegsgesetz
erklärt Verena Graichen, stellvertretende Vorsitzende des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Einigung auf den Kohle-Kompromiss ist nun über ein Jahr her. Passiert
ist seither so gut wie nichts. Schlimmer noch: Mit dem heute im Kabinett
beschlossenen unausgegorenen und unambitionierten Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes kündigt die Bundesregierung den Kompromiss einseitig
auf und vertut erneut eine Chance im Kampf gegen den Klimawandel. Wie oft
noch?

Doch es gibt noch Möglichkeiten einzulenken und nachzuschärfen: Die nach
jüngsten Berichten ohnehin unseriöse Bund-Länder-Einigung muss
nachverhandelt werden. Der Kohleausstieg in Ostdeutschland muss schneller
kommen. Vom Tagebau bedrohte Dörfer müssen gerettet werden und das
Kohlekraftwerk Datteln 4 darf auf keinen Fall ans Netz gehen.

Die Inbetriebnahme eines weiteren Steinkohlekraftwerkes als erste Maßnahme
des 'Kohleausstieges' steht symbolisch für die klimapolitische Schieflage.
Der Gesetzentwurf führt zu deutlich höheren CO2-Emmissionen als der von der
Kohle-Kommission vorgeschlagene Ausstiegs-Pfad und erschwert mit einem
neuen Kraftwerk eine dringend erforderliche Beschleunigung des
Kohleausstieges.

Wir appellieren an Bundestag und Bundesrat diesen Gesetzentwurf deutlich
nachzubessern und mindestens die versprochene Eins-zu-eins-Umsetzung des
Kohle-Kompromisses sicherzustellen.

Zudem muss das Strukturstärkungsgesetz verabschiedet werden, das den
schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung mit konkreten
wirtschaftlichen Perspektiven für die betroffenen Regionen verbindet. Die
Menschen vor Ort brauchen eine Perspektive.

Wir jedenfalls werden weiter dafür kämpfen: für den Kohle-Ausstieg im
Rahmen eines sozial-ökologischen Wandels. Wir tragen den Protest auf die
Straße, vor das Kanzleramt, das Kohlekraftwerk Datteln 4 und in die vom
Tagebau bedrohten Dörfer. Wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder in
einer lebenswerten Welt leben werden."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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INTERNATIONAL/274: Massenmeditation in Chile - Der leise Protest des Tages 101 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Massenmeditation in Chile: der leise Protest des Tages 101

Von Helodie Fazzalari, 30. Januar 2020
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Santiago de Chile - 30.01.2020. Guten Morgen Santiago, guten Morgen
Plaza de la Dignidad (Platz der Würde).

Es ist Samstag, neun Uhr morgens des nächsten Tages. Der Tag nach dem
hundertsten Tag des Volksaufstandes. Ja, es dämmert am 101ten Tag der
Proteste. Vor genau 101 Tagen marschierten die Bewohner Santiagos
durch diese Straßen, die jetzt komplett zerstört sind. 101 Tage,
gezeichnet von Opfern, Entführungen, politischen Gefangenen, von
Auseinandersetzungen und Tränengas, geprägt von tiefer Menschlichkeit,
von Jugendlichen, Kindern, Geschwistern, Freiwilligen, die ihr Leben
verloren, ihr Haus, ihr Augenlicht, aber dennoch nicht das Wichtigste:
ihre Würde.

Es ist der nächste Tag hier in Santiago de Chile. Wie jeden
Freitag ... begann gestern Nachmittag die große Demonstration, mit
Tänzen, Musik und Hymnen, die dem Himmel zugerufen wurden. Und dann
endete sie, in den letzten Stunden der Nacht, ohne dass die
Auseinandersetzungen, Frontlinien und die gewalttätigen
Unterdrückungen der chilenischen Karabineros ausblieben - auch diesmal
nicht.

Aber was geschieht am Tag danach? Was geschieht am 101ten Tag, wenn
die Chilen*innen ihre Köpfe wieder erheben?

Die Sonne steht schon hoch und trifft die halbleeren Straßen im
Zentrum der Stadt. Doch Santiago scheint langsam zu erwachen. Langsam
öffnet die Stadt ihre Augen, und gleichzeitig werden nacheinander die
Rollläden der wenigen Geschäfte geöffnet, die noch immer auf der
einstigen Plaza Italia öffnen. Nach und nach stellen ein paar
Geschäftsleute Lebensmittel und Gasmasken auf den Straßenrand; auf
Grund der zerstörten Ampeln leiten zahlreiche freiwillige Helfer*innen
den Verkehr. Jemand wartet auf den Bus an einer Haltestelle, die heute
weder einen Namen noch eine Nummer hat. Einige Tourist*innen, hingegen
kommen auf dem Platz an, um das klassische Foto zu machen, damit sie
es Freund*innen und Familie zu Hause zeigen können.

Zwischen ihnen entdecke ich zwei Italiener und begrüße sie.

Sie kommen aus Sizilien und erzählen mir, wie sie am Abend zuvor etwas
später zurückkamen und in Schwierigkeiten gerieten, da ihnen das
Geschehen, in welches sie reingeraten waren, nicht bewusst war. "Die
Chilenen haben uns geholfen. Sie waren sehr nett und halfen uns, die
Straße zu überqueren. Auf der anderen Seite standen die Autos der
Polizisten, es war schrecklich. Sie warfen die Wasserwerfer an und das
Tränengas, ohne Erbarmen."

Es ist der nächste Tag. Die Autofahrer*innen, die an der Plaza de la
Dignidad vorbeifahren, hören nicht mit dem rhythmischen Hupen auf,
eine Melodie, die zum Symbol des Aufstandes geworden ist. Es ist
Samstag, es ist morgens, es ist der Tag 101, aber sie unterstützen
sich noch immer gegenseitig, sogar mit einem banalen Geräusch.

Jetzt ist es zehn Uhr morgens und eine kleine Gruppe Einwohner*innen
versammelt sich langsam unter der Statue der Plaza, das Symbol der
Revolution, das Pferd der Plaza de la Dignidad. An diesem Morgen,
genau hier, wird eine Massenmeditation stattfinden, eine andere Form
des Protestes. Ruhiger, intimer und spirituell. Ein Versuch, über die
Meditation Kraft und Hoffnung auf diesem Platz und in der Stadt zu
verbreiten. Ariel und Valentina sind die Organisatorinnen der
gemeinsamen Meditation. Sie umarmen und heißen all jene willkommen,
die wissen wollen, worum es hier geht.

Das Event beginnt.

Jede*r Teilnehmer*in setzt sich auf seine eigene Decke. Mit
verschränkten Beinen lauschen sie den Worten von Ariel und Valentina.
Das Ziel der Meditation ist ein stiller Protest, der in jedem von uns
schlummert und entsteht. Ariel hebt hervor, dass in mitten all der
Zerstörung die einzig verschont gebliebenen Strukturen die Holzstatuen
der Indígenas sind, aufgebaut im Zentrum der Plaza. "Sie verbinden uns
mit unseren Wurzeln, mit unserem Land. Und die Tatsache, dass niemand
sie angefasst hat, symbolisiert den tiefen Respekt, den wir
voreinander und vor unserer Würde haben."

Durch die Meditation findet jede*r die Kraft, um all die Energie für
den eigenen Willen zu sammeln, um diesen mit einer Gruppe, einem Platz
oder einer ganzen Stadt zu teilen. Jeder individuelle Wunsch
verwandelt sich in einen gemeinschaftlichen und setzt Energie, Liebe
und Optimismus frei. Danach reichen sich die Einwohner*innen von
Santiago nacheinander ein Mikrofon und rufen laut die tiefsten ihrer
Wünsche in die Welt hinaus. Ein Schrei nach dem anderen, ein Wille
nach dem nächsten, Energie für Energie. Santiago wacht endlich auf,
stärker, wahrhaftiger, geeinter als je zuvor. Das ist das, was am
101ten Tag des Volksaufstandes geschah.


Aus dem Spanischen übersetzt von Wiebke Scheffer vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/1052: Zahl der Minderjährigen in der Bundeswehr wieder gestiegen (Netzwerk Friedenskooperative)

Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Zahl der Minderjährigen in der Bundeswehr wieder gestiegen



Bonn/Stuttgart - Der aktuelle Bericht des Wehrbeauftragten zeigt Missstände
im Umgang mit Minderjährigen bei der Bundeswehr auf. Der Wehrbeauftragte
Hans Peter Bartels kritisiert in seinem neuen Bericht den erneuten Anstieg
von minderjährigen Soldaten bei der Bundeswehr. Im Jahr 2019 traten 1.706
Minderjährige ihren Dienst bei der Bundeswehr an. 2018 waren es noch 1.679
17-Jährige. Die Kampagne "Unter 18 nie! Keine Minderjährigen in der
Bundeswehr!" fordert den sofortigen Stopp der Rekrutierung Minderjähriger
durch die Bundeswehr und die Anerkennung des internationalen 
18-Jahre-Standards, der von über 150 Ländern weltweit eingehalten wird. Dies fordert
auch der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes und die Kinderkommission
des Deutschen Bundestages. In der Kampagne "Unter 18 nie!" haben sich zehn
Organisationen aus den Bereichen Kinderrechte, Kirche, Gewerkschaften und
Friedensbewegung zusammengeschlossen.

Der Bericht dokumentiert zudem Missstände im Umgang mit Minderjährigen bei
der Bundeswehr und verweist auf zahlreiche Fälle von verbaler und
physischer Gewalt. Unter anderem wird beschrieben, dass ein Oberstleutnant
einen 17-jährigen Rekruten mit in ein Bordell genommen hat. "Die Zahl der
gemeldeten Verdachtsfälle, die auf strafbare sexuelle Übergriffe hinweisen,
steigt laut Bericht des Wehrbeauftragten seit fünf Jahren kontinuierlich an
und hat sich seit 2015 vervierfacht. Sie verdeutlicht den mangelnden
Jugendschutz bei der Bundeswehr. Zudem verschweigt die Bundeswehr, wie
viele minderjährige Soldatinnen und Soldaten betroffen sind", kritisiert
Sarah Gräber, Sprecherin der Kampagne "Unter 18 nie!".

Es muss davon ausgegangen werden, dass die Dunkelziffer weitaus höher ist.
Die Kampagne fordert deshalb mehr Transparenz bei Vorfällen dieser Art und
eine Informationspflicht, ob Minderjährige betroffen sind. Dies soll auch
für andere jugendgefährdende Bereiche gelten wie Unfälle bei militärischen
Übungen, Mobbing, demütigende Aufnahmerituale, Traumatisierung und
psychische Krankheiten, Alkoholismus, Drogenmissbrauch, Selbstmorde und
rechtsextreme Propaganda. Die Bundeswehr beziehungsweise das
Verteidigungsministerium veröffentlichen bisher keine expliziten Zahlen
oder Berichte über Vorfälle, die minderjährige Soldatinnen und Soldaten
betreffen.

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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MUMIA/1005: Delbert Africa endlich frei (Mumia Abu-Jamal)

Kolumne 993

Delbert Africa endlich frei

»Move 9«-Mitglied nach über vier Jahrzehnten aus Staatsgefängnis entlassen

von Mumia Abu-Jamal, Januar 2020



Delbert Africa, Mitglied der Move-Organisation, war seit dem
Polizeiüberfall auf das Gemeinschaftshaus der Gruppe in Philadelphia am 8.
August 1978 als einer der damals verhafteten »Move im Gefängnis. Die neun
Männer und Frauen waren zu Haftstrafen zwischen 30 Jahren und
lebenslänglich verurteilt worden. Nach über vier Jahrzehnten konnte Delbert
am 18. Januar endlich das Staatsgefängnis Dallas in Pennsylvania als freier
Mann verlassen. Draußen erwarteten den heute 73jährigen politischen
Gefangenen weitere Mitglieder der Move-Organisation: Ramona, Pam, Jeanette,
Janine, Moe, Mary, Carlos und Consuela Africa. Seine Brüder und Schwestern
begrüßten ihn lautstark mit dem Ruf »Lang lebe John Africa!«, der an den
verstorbenen Move-Gründer erinnert, und skandierten weitere Move-Parolen.
Delbert war bei guter Laune, scherzte aufgedreht mit denen, die ihn voller
Freunde empfingen, und ließ sich mitgebrachte Sandwiches schmecken.

Der 8. August des Jahres 1978 war ein grauenhafter Tag, der immer für den
Überfall auf das Move-Haus in Westphiladelphias Stadtteil Powelton Village
stehen wird. Hunderte Polizisten feuerten Tausende Schüsse aus Pistolen und
Gewehren auf das Gemäuer, in dem sich Männer, Frauen und Kinder aus Angst
vor der Gewalt im Keller zusammengekauert hatten. Als die Polizeiarmee mit
dem wilden Beschuss nicht erreichen konnte, die Bewohner aus dem Haus zu
treiben, überschwemmte sie den Keller mit einer Wasserflut aus
Hochdruckkanonen, der sich die Belagerten kaum erwehren konnten, die nur
knapp dem Tod durch Ertrinken entgingen.

Als Delbert mit nacktem Oberkörper und weit ausgestreckten Armen das Haus
verließ, wurde er sofort von mehreren Polizisten durch Schläge mit Fäusten
und Gewehrkolben zu Boden geworfen und mit zahllosen Tritten gegen seinen
Kopf schwer misshandelt. Die Videoaufnahmen dieser exzessiven Polizeigewalt
wurden im Fernsehen verbreitet. Als drei der Polizisten Jahre später für
den gewaltsamen Übergriff auf Delbert vor Gericht standen, mussten sie sich
jedoch über eine Bestrafung keine Sorgen machen. Richter Stanley L. Kubacki
ignorierte den klaren Videobeweis und sprach die Cops Charles Geist,
Terrence Mulvihill and Joseph Zagame im Februar 1981 vom Vorwurf der
schweren Körperverletzung im Amt frei. Als Rechtfertigung für den angeblich
»verhältnismäßigen« Einsatz staatlicher Gewalt gegen Delbert führte Kubacki
unter anderem dessen »muskulösen Körper« an.

Ironischerweise kann man heute sagen, dass einer der drei Polizisten besser
damit gefahren wäre, wenn er damals verurteilt und ins Gefängnis gesteckt
worden wäre, denn wenige Wochen nach dem Freispruch war auf ihn geschossen
worden. Er wurde schwer verletzt und blieb für den Rest seines Lebens
gelähmt an den Rollstuhl gefesselt. Täterin war seine Ehefrau, die wie er
Polizistin war.

Delbert Africa ist nach 42 Jahren Knast wieder in Freiheit. Sein Anwalt
Brad Thomson sagte, die Entscheidung, Delbert auf Bewährung freizulassen,
bestätige, »was die Bewegung zur Befreiung der 'Move' seit Jahrzehnten
erklärte: dass ihre fortgesetzte Inhaftierung ungerecht ist«. Nun sitzt
noch als letzter der »Move 9« Charles »Chuck« Africa hinter Gittern und
wartet darauf, dass die Solidarität der Bewegung auch ihn befreit. Chuck
war letzten Monat auch vor dem Bewährungsausschuss, wozu Anwalt Thomson
erklärte: »Wir sind optimistisch, dass er in naher Zukunft entlassen wird.«


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 22 vom 27. Januar 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de
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AUSSICHTEN/8882: Und morgen, den 03. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 03.02.2020 bis zum 04.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8882 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wolken, Regen,

Sonnenlächeln

komm'n gelegen,

Jean zu fächeln.
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AUSLAND/9303: Aus aller Welt - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Österreichs Kanzler findet schwarz-grünes Bündnis zeitgemäß

Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz geht davon aus, daß Union
und Grüne nach der nächsten Bundestagswahl gemeinsam in Deutschland
regieren werden. Das Wiener Regierungsbündnis könne
selbstverständlich auch ein Modell für Deutschland sein, sagte der
Parteichef der konservativen ÖVP in einem Gespräch mit der Welt am
Sonntag. Es entspreche den gesellschaftlichen Anforderungen unserer
Zeit, Ökonomie und Ökologie intelligent zu verbinden. In der
Alpenrepublik regiert seit wenigen Wochen die erste Koalition aus ÖVP
und Grünen. Der österreichische Bundeskanzler wird am Montag Berlin
besuchen.

2. Februar 2020
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JUSTIZ/9303: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Drama um älteres Ehepaar in Gummersbach

In einem Einfamilienhaus im Gummersbacher Stadtteil Unnenberg im
Bergischen Land haben Polizeibeamte am Samstag die Leiche einer
93jährigen Frau und ihren lebensgefährlich verletzten Ehemann
gefunden. Ein Rettungshubschrauber flog den 94jährigen in eine
Klinik, wo er nach einer Notoperation verstarb. Wie die
Staatsanwaltschaft und Polizei in Köln mitteilten, hatten Angehörige
zuvor die Polizei alarmiert. Eine Mordkommission übernahm die
weiteren Ermittlungen.

2. Februar 2020
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MILITÄR/9300: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Türkei verstärkt Truppen an syrischer Grenze

Die Türkei hat damit begonnen, weitere Truppen an die Grenze der
syrischen Provinz Idlib zu verlegen, um die bereits dort
stationierten Militäreinheiten zu verstärken. Sein Land könne keinen
weiteren Flüchtlingsstrom verkraften, sagte Präsident Recep Tayyip
Erdogan in Ankara und drohte notfalls mit militärischer Gewalt. In
Idlib befindet sich eine der vier sogenannten Deeskalationszonen, in
die Zivilisten sich aus den Kriegsgebieten zurückziehen können.
Dieses Gebiet wird jedoch immer noch von dschihadistischen Gruppen
beherrscht. Seit vergangener Woche rückt die syrische Armee mit
Unterstützung der russischen Luftwaffe auf die letzte sogenannte
Rebellenhochburg vor. Aus diesem Grund versuchen derzeit
Hunderttausende Menschen aus der Region in Richtung Türkei zu
fliehen.

2. Februar 2020
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POLITIK/9302: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



FDP will Bildungspolitikerin Lerch aus der Fraktion werfen

Der rheinland-pfälzischen Landtagsabgeordneten Helga Lerch droht der
Ausschluß aus der FDP-Fraktion. Es gebe einen Antrag von Mitgliedern,
ein Ausschlußverfahren einzuleiten, berichtete die Deutsche
Presse-Agentur unter Berufung auf einen Fraktionssprecher. Nach
Ansicht einiger Fraktionsmitglieder hat sich die bildungspolitische
Sprecherin mit umstrittenen Äußerungen zur Schulaufsicht
fraktionsschädigend verhalten. Lerch teilte dem SWR am Samstagabend
mit, sie fühle sich falsch verstanden und wolle in der Fraktion
bleiben.

2. Februar 2020
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SONSTIGES/9300: Tragisches und Kurioses - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Heuschrecken fressen Felder kahl

Weil ungewöhnlich große Heuschreckenschwärme die Ernten in Somalia
vernichten und damit die Ernährungssicherheit der Bevölkerung massiv
bedrohen, rief das Agrarministerium in Mogadischu am Sonntag den
Notstand aus. Auch die Regierung in Pakistan entschied sich wegen
einer Heuschreckenplage den Notstand zu erklären. Der Minister für
Ernährungssicherheit, Makhdoom Khusro Bakhtiar, sprach in der
pakistanischen Zeitung The Express Tribune von einer beispiellosen
und alarmierenden Heuschreckenattacke.

2. Februar 2020
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WISSENSCHAFT/8385: Aus Forschung und Technik - 02.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Startverschiebung nach Kurzschluß in Raketenoberstufe

Die russische Weltraumbehörde Roskosmos hat sich offenbar dazu
entschieden, die Oberstufe der Trägerrakete Sojus-2.1a, deren Start
wegen technischer Probleme auf unbestimmte Zeit verschoben wurde,
auszutauschen. Wie die Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf
Informationen aus der Raumfahrtindustrie berichtete, hatte es vor der
Betankung des Nutzlastträgers einen Kurzschluß in einem der Systeme
der dritten Raketenstufe gegeben. Die Sojus-Trägerrakete sollte den
militärischen Kommunikationssatelliten Meridian-M am 24. Januar in
den Orbit bringen. Die Rakete war auf einer modernisierten Startrampe
am Kosmodrom in Plesetzk fixiert.

2. Februar 2020
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AUSLAND/8399: Aus aller Welt - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Arabische Liga lehnt Trumps Nahostplan kategorisch ab

Die Arabische Liga hat am Samstag auf einer Dringlichkeitssitzung in
Kairo den von US-Präsident Trump am Dienstag vorgestellten
Nahost-Plan abgelehnt und dazu aufgerufen, die US-Regierung bei
dessen Umsetzung nicht zu unterstützen. An Israel erging die Warnung,
Trumps Plan gegen den Willen der Palästinenser zu realisieren. Der
Rat der Arabischen Liga konstatierte in seiner Abschlußerklärung, der
Plan erfülle nicht die minimalen Rechte und Erwartungen der
Palästinenser. Der Generalsekretär der Arabischen Liga, Gheit,
befürchtet, daß der Plan die Palästinenser zu Bürgern zweiter Klasse
degradiert und statt Stabilität oder Frieden weitere 100 Jahre
Konflikt und Leiden produziert. Palästinenserpräsident Abbas kündigte
in Kairo den Abbruch sämtlicher Beziehungen der Palästinenser zu
Israel und den USA auch im Sicherheitsbereich an, weil sich diese
nicht an früheren Abmachungen und internationales Recht halten. Abbas
bezog sich auf das Abkommen von Oslo aus den 1990 Jahren. Der Plan
des US-Präsidenten sieht unter anderem die Annexion des Jordantals
und völkerrechtswidriger jüdischer Siedlungen auf Palästinensergebiet
vor und verbannt die Hauptstadt Palästinas in die Peripherie von
Jerusalem.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8354: Medizin und Gesundheitswesen - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Schilddrüsenoperationen oftmals unnötig

Bekanntlich können Knoten in der Schilddrüse zu bösartigen Tumoren
entarten. Daher schätzen Ärzte stets das Risiko ab, ob aus dem Befund
eine Krebserkrankung werden könnte. Nicht selten wird die Entfernung
der Schilddrüse empfohlen. Offenbar zu oft. Wissenschaftler vom
Universitätsklinikum Gießen und Marburg sind der Ansicht, daß die in
Leitlinien empfohlenen Untersuchungen bei der Entscheidungsfindung
bei weitem nicht ausgeschöpft werden. So sollen Ärzte nur bei neun
Prozent der AOK-Patienten eine Calcitonin-Bestimmung durchführen und
nur bei 21 Prozent eine Feinnadelaspirationszytologie (FNAC). Aus
diesem Grund werden in Deutschland mehr Schilddrüsenoperationen
durchgeführt als irgendwo sonst.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8387: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Pkw in Treptow-Köpenick brennt aus

Im Berliner Bezirk Treptow-Köpenick ist am Samstagmorgen ein Pkw
ausgebrannt. Offenbar waren Brandstifter am Werk. Das Fahrzeug
gehörte einer Polizistin. Diese ist mit dem stellvertretenden
Neuköllner Bezirksbürgermeister Falko Liecke verheiratet. Der
CDU-Politiker ist mit Linksextremismus und arabischer
Clankriminalität befaßt. Der Staatsschutz nahm Ermittlungen zu dem
Fahrzeugbrand auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8309: Sprache, Kunst und Medium - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Kunstdiebe hatten es in Stockholm auf Dali abgesehen

Von den Unbekannten, die am 30. Januar im Zentrum der schwedischen
Hauptstadt Stockholm aus der Privatgalerie Couleur etliche dort
ausgestellte Kunstwerke, darunter etwa zehn Skulpturen sowie Bilder
des spanischen Surrealisten Salvador Dalí erbeuteten, fehlt noch jede
Spur.

Die Polizei geht von mindestens zwei Tätern aus, die die Glastür der
Galerie im Ortsteil Östermalm einschlugen und mit eher kleinformatigen
Kunstwerken im Wert von jeweils etwa 20.000 bis 50.000 Euro entkamen,
wie WDR1 berichtete.

Zu dem Diebesgut gehören Bronze-Modelle der berühmten geschmolzenen
Uhren des im Mai 1904 gestorbenen spanischen Künstlers. Nach Angaben
des Galeristen handelte es sich um Leihgaben aus einer Schweizer
Sammlung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8376: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Frankreich stockt Truppenkontingent in der Sahelzone auf

Frankreichs Verteidigungsministerin Parly läßt nach eigenen Angaben
die in der Sahelzone stationierten Militäreinheiten um 600 auf 5100
Soldaten und Soldatinnen aufstocken. Präsident Macron hatte im Januar
von 220 zusätzlichen Kräften gesprochen. Laut Parly werden die
französischen Verbände zu einem Teil im Grenzgebiet von Mali, Burkina
Faso und Niger eingesetzt und zum anderen Teil zusammen mit
Streitkräften von Mali, Niger, Tschad, Burkina Faso und Mauretanien
islamistische Milizen in der Region bekämpfen. Die Staats- und
Regierungschefs der fünf Länder hatten der Militärkooperation mit
Frankreich Mitte Januar im südfranzösischen Pau zugestimmt. Die
Verteidigungsministerin forderte von den europäischen Partnern
Unterstützung im Kampf gegen Terrorismus. Die Bundesregierung hat in
der Vergangenheit den Einsatz von Kampftruppen der Bundeswehr im
westafrikanischen Mali abgelehnt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8390: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Außenbeauftragter Borrell wird in Teheran erwartet

Der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell wird am Montag in Teheran
erwartet. In der iranischen Hauptstadt wird er mit Präsident Hassan
Ruhani und Außenminister Mohammed Dschawad Sarif sowie weiteren
Regierungsmitgliedern über Optionen zur Rettung des internationalen
Wiener Atomabkommen von 2015 sprechen. Dem Abkommen nach verzichtet
der Iran auf lange Zeit auf Möglichkeiten zur Produktion von
Atomwaffen. Im Gegenzug ermöglichen die fünf Mitglieder des
Uno-Sicherheitsrats und Deutschland dem Iran Teilhabe am
internationalen Handel. Die US-Regierung hat jedoch einseitig den
Vertrag aufgekündigt und weitere Wirtschaftssanktionen gegen die
Islamische Republik verhängt. Daraufhin hatte die iranische Regierung
nach und nach einzelne Klauseln des Atomabkommens ausgesetzt. Von der
zweitägigen Iranreise Borrells und dem starken Willen der EU, das
Iran-Atomabkommen zu bewahren, berichtete der Europäische Auswärtige
Dienst am Sonntag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8359: Tragisches und Kurioses - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Autos bringen immer mehr Zeit in Staus der Großstädte zu

Wie Erhebungen zeigen, hängen Autoinsassen in deutschen Großstädten
immer länger in Staus fest. Das geht aus einer Analyse des
Navigationsgeräteherstellers TomTom hervor. Die Zunahme der
Verkehrsdichte steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der wachsenden
Einwohnerzahl in den Ballungsgebieten, wie die ARD Tagesschau
berichtete.

Deutsche Stau-Hauptstadt war wie im Vorjahr Hamburg, gefolgt von
Berlin, Wiesbaden, München, Nürnberg und Stuttgart. Besonders stark
stieg der Stauwert in Wiesbaden an. In Bremen lief der Verkehr etwas
flüssiger.

Demnach ist Hamburg erneut deutsche Stau-Hauptstadt. Nirgendwo in
Deutschland mußten die Fahrzeugnutzer im vergangenen Jahr so viel Zeit
in Staus zubringen, insgesamt immerhin 131 Stunden.

Im morgendlichen Berufsverkehr geht es in der Hansestadt auf vielen
Hauptstraßen zermürbend langsam voran. Die
Durchschnittsgeschwindigkeit liegt zu dieser Zeit mitunter bei nur 16
bis 23 Kilometer pro Stunde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8388: Arbeit, Soziales und Familie - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Klimaaktivisten protestieren gegen Steinkohlekraftwerk Datteln 4

Rund 150 Klimaaktivisten und -aktivistinnen haben sich am
Sonntagmorgen Zugang zum Betriebgelände des neuen
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 des Betreibers Uniper verschafft, um
gegen die Inbetriebnahme zu protestieren. Die Bundesregierung hat in
ihrem Kohleausstiegsgesetz entgegen den Empfehlungen der eigenen
Kohlekommission den Einsatz des 1100-Megawatt-Kraftwerks bis 2038
vorgesehen. Die vom Hambacher Forst her bekannte Protestbewegung
"Ende Gelände" verlangt die sofortige Abschaltung alter wie neuer
Kohlekraftwerke. Datteln 4 läuft zur Zeit im Probebetrieb. Im Sommer
soll es unter Vollast laufen. Die Steinkohle für den Betrieb kommt
aus Kolumbien und Sibirien. Sie wird mit Binnenschiffen über den
Dortmund-Ems-Kanal direkt zum Kraftwerk gebracht und dort auf
Förderbändern weitertransportiert. Eben diese Förderbänder wurden von
Kohleverstromungsgegnern besetzt. Sie entrollten auf zwei der
Verladeanlagen Transparente. Die mindestens bis zum Sonntagnachmittag
gehende Aktion war von "Ende Gelände" und "DeCOALonize Europe"
initiiert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8365: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Zu hohe Nitratkonzentration im deutschen Grundwasser

Das deutsche Grundwasser ist bei weitem nicht so gut, wie oftmals
angenommen wird. Allzuoft werden zu hohe Nitratkonzentrationen im
Grundwasser gefunden. Als Hauptursache gilt der übermäßige Einsatz
von stickstoffhaltigem Dünger in der Landwirtschaft. Zwar ist Nitrat
für den Menschen selbst nicht gesundheitsgefährdend. Doch Nitrat kann
zu Nitrit werden, das den Sauerstofftransport im Blut blockiert. Auch
besteht der Verdacht, daß Nitrit indirekt krebserregend sein kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8376: Märkte und Finanzen - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



PBOC schützt Chinas Finanzsystem vor Folgen der Corona-Virus-Epidemie

Kurz vor Wiedereröffnung des Börsenhandels nach den verlängerten
Neujahrsferien in China hat die People's Bank of China (PBOC) die
Bereitstellung von umgerechnet 156 Milliarden Euro zur Stabilisierung
des Bankensystems und des Devisenmarktes angekündigt. Mit der
Liquiditätsspritze sollen die Folgen der Corona-Virus-Epidemie auf
die Wirtschaft des Landes abgemildert werden. Die Zentralbank
forderte die chinesischen Banken auf, Krankenhäusern und anderen
medizinischen Einrichtungen ausreichend Kredite zur Verfügung zu
stellen. Die Zeitung People's Daily meldete am Wochenende unter
Berufung auf Mitarbeiter der Wertpapieraufsicht, der Aktienhandel mit
Ausnahme des Futures-Handels am Abend werde am Montag
wiederaufgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8388: Aus Forschung und Technik - 02.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Nachhilfe wird zum Normalfall

Die Schüler hierzulande sehen sich immer größeren Anforderungen
ausgesetzt. Mittlerweile muß schon jeder siebte Schüler im Alter
zwischen 6 und 16 Jahren Nachhilfeunterricht nehmen, damit er die
geforderten Leistungen erbringen kann. Am häufigsten werden
Nachhilfeschüler im Fach Mathematik (61 Prozent) gefördert, gefolgt
von Fremdsprachen (46 Prozent) und Deutsch (31 Prozent).
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1901: Tag der Feuchtgebiete - Klima- und Naturschutz zusammen denken

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Januar 2020

Tag der Feuchtgebiete - Klima- und Naturschutz zusammen denken!



Zum World Wetlands Day/Tag der Feuchtgebiete am Sonntag, 02.02.2020,
erklärt Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Gesunde Moore, Auen, Flüsse, Seen und Seegraswiesen sind in Deutschland rar
geworden. Moore werden entwässert, Auen zerstört und Flüsse begradigt.
Dabei sind sie äußerst bedeutsam für den Natur- und Klimaschutz. Gesunde
Ökosysteme speichern Kohlenstoff, halten Wasser in der Landschaft, sind
Lebensraum für eine Vielzahl von Arten und wirken positiv auf das Klima vor
Ort und weltweit. Naturschutz spielt auch für den Klimaschutz eine zentrale
Rolle. Wir müssen diese wertvollen Feuchtgebiete besser schützen und
wiederherstellen.

Wir fordern deshalb ein umfassendes Moorschutzprogramm, mit dem Moore
wieder renaturiert werden und die Förderung von Bewirtschaftungsformen, die
im Einklang mit der Natur stehen anstatt diese wichtigen Ökosysteme zu
zerstören. Die Bundesregierung muss endlich einen Plan für den besseren
Schutz unserer Gewässer vorlegen. Wir müssen weg von der industriellen
Landwirtschaft mit zu viel Pestiziden und Dünger, hin zu einer
Landwirtschaft, die das Klima und die Artenvielfalt schützt.

Hintergrund:

Am Sonntag, den 02.02. ist der World Wetlands Day/Tag der Feuchtgebiete. Er
geht zurück auf die Verabschiedung der Ramsar-Konvention, die am 2. Februar
1971 in der iranischen Stadt Ramsar unter dem Titel "Übereinkommen über den
Schutz von Feuchtgebieten, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und
Wattvögel, von internationaler Bedeutung" geschlossen wurde. Mehr
Informationen: 

https://www.worldwetlandsday.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Februar 2020 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1988: Regierungspressekonferenz vom 31. Januar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 31. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 31. Januar 2020

Themen: Coronavirus, Mittel für den Türkischen Roten Halbmond zur
humanitären Unterstützung von Menschen in der syrischen Provinz Idlib,
Termine der Bundeskanzlerin (Treffen mit Vertretern der
Lebensmittelwirtschaft, Besuch des Ministerpräsidenten der Republik
Österreich, Besuch des Staatspräsidenten der Argentinischen Republik,
Kabinettssitzung, Reise nach Südafrika und Angola), Reise des
Bundesentwicklungsministers in den Sudan sowie nach Nigeria und Ägypten,
mögliche Zuweisung frei werdender 450-Megahertz-Frequenzen an die
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben, Brexit, Bund-Länder-Treffen zum
Thema "Windenergie und Solarenergie", Situation in Libyen, geplantes
Investitionsabkommen zwischen der EU und China, Ausschreibung des
griechischen Verteidigungsministeriums für schwimmende Barrieren, Äußerung
des Präsidenten des Handelsverbands Deutschland zu einer Lockerung des
Sonntagsschutzes, Düngeverordnung, Verleihung des St.-Georg-Ordens der
Dresdner Oper an den ägyptischen Präsidenten, Beschlüsse des
Koalitionsausschusses zum Einsatz von Kurzarbeitergeld, Ausgaben für
externe Beratung innerhalb der Bundesregierung, Medienberichte über eine
angebliche Abschaffung der Abgeltungssteuer


Sprecher: StS Seibert, Kautz (BMG), Collatz (BMVg), Burger (AA),
Wolf (BMZ), Alter (BMI), Baron (BMWi), Haufe (BMU), Lenz (BMEL), Bechtle
(BMF), Jäger (BMAS), Strater (BMVI)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage (zum Coronavirus): An Herrn Kautz oder Herrn Collatz: Wie wird die
Unterbringung der auszufliegenden Deutschen beziehungsweise womöglich auch
der Angehörigen in der Quarantäne gestaltet? Ich glaube, das ist irgendwo
in Germersheim?

Kautz: Für die Unterbringung hat sich in der Tat das Ausbildungskommando
der Luftwaffe in Germersheim zur Verfügung gestellt. Das DRK wird dort die
medizinische Betreuung und insgesamt die Betreuung der Rückkehrer
übernehmen. Was die Lokalität in Germersheim betrifft, kann in der Tat der
Kollege vom BMVg besser etwas dazu sagen als ich.

Collatz: Sehr gerne. - Die Unterkunftssituation ist so, dass wir
vorbereitet haben, die Menschen, die uns dort erreichen in einem
Unterkunftsgebäude unterzubringen, das erst kürzlich grundsaniert wurde. Es
ist sozusagen ein Erstbezug. Es handelt sich um Einzelstuben mit einer
Nasszelle. Insofern ist das zwar kein Hotelstandard, aber für
Truppenverhältnisse doch schon ein gehobener Standard. Damit schaffen wir
gute Voraussetzungen für die Aufnahme.

Zusatzfrage: Herr Kautz, was müssen diese Menschen da jetzt beachten? Ich
nehme an, sie dürfen nicht nach draußen gehen. Haben die da Internet, haben
die da Verbindung zur Außenwelt? Was wird da passieren?

Kautz: WLAN ist wieder ein klassisches Thema für die Bundeswehr, aber alles
andere beantworte ich gerne. - Was die dort dürfen und machen, regeln in
der Tat die Behörden vor Ort. Allerdings ist es so, dass diese
Unterbringung schon einen klaren Zweck verfolgt: Sie werden dort zum Schutz
derjenigen, die zurückkehren, aber auch zum Schutz des Umfeldes und der
Gesamtbevölkerung für die Zeit der Inkubation - 14 Tage - untergebracht.
Das heißt, der Kontakt nach draußen wird auch auf ein Minimum beschränkt,
und es wird auch so sein, dass sich die Rückkehrer auf ihren Stuben
aufhalten müssen. Die Familien werden natürlich nicht auseinander gerissen,
aber es ist kein Wohlfühlurlaub.

Collatz: Zu WLAN vielleicht ergänzend: Bei der Luftwaffe handelt es sich ja
um eine technische Truppengattung, deswegen ist WLAN natürlich vorhanden.
Allerdings lassen wir derzeit prüfen, wie die Abdeckung konkret in dem
Gebäude ist. Da steuern wir dann gegebenenfalls nach.

Frage: Mir geht es um die Personen, die ausgeflogen werden, und um die
Personen, die vielleicht nicht ausgeflogen werden: Wie viele Deutsche
werden denn womöglich in China zurückbleiben, weil sie die Bedingungen
nicht erfüllen, die für die Teilnahme an dem Rückflug gegeben sein müssen?

Es geht ja um deutsche Staatsbürger. Wie ist es zum Beispiel mit
Angehörigen, wenn das ein deutscher Staatsbürger mit einer Ehefrau ohne
deutsche Staatsangehörigkeit ist?

Burger: Die genaue Zahl der Teilnehmer an der Rückholung werden wir Ihnen
erst unmittelbar vor dem Abflug der Maschine nennen können. Es ist ja eine
freiwillige Aktion, und jeder kann sich bis zur letzten Minute entscheiden,
daran nicht teilzunehmen. Es ist so, dass wir ungefähr 90 deutsche
Staatsangehörige in der Region haben, die grundsätzlich erfasst sind.
Erfasst sind auch deren enge Familienangehörige, auch wenn sie keine
deutsche Staatsangehörigkeit haben. Das heißt, wir haben insgesamt eine
Gruppe von über 100 Deutschen und deren Angehörigen, die grundsätzlich
Interesse bekundet haben. Wie gesagt, die genaue Zahl werden wir Ihnen
tatsächlich erst in letzter Minute nennen können.

Was die Bedingungen angeht, die Sie ansprechen: Grundsätzlich ist es
natürlich so, dass diese Rückholaktion nur für Personen vorgesehen ist, die
nicht erkrankt sind. Es gibt aber nach unserem Kenntnisstand bisher auch
keine Verdachtsfälle unter den Deutschen vor Ort, sodass im Moment nicht
absehbar wäre, dass jemand, der sich freiwillig zur Teilnahme entscheidet,
dort nicht teilnehmen könnte. Wenn sich das noch ändern sollte, ist es nach
wie vor so, dass ein Konsularteam der Deutschen Botschaft Peking in Wuhan
vor Ort ist, um sich dort nach wie vor, auch nach dem Abflug, um die
deutschen Staatsangehörigen zu kümmern. Das Konsularteam ist jetzt auch
noch einmal auf insgesamt acht Personen aufgestockt worden, die sich
natürlich vor allem heute Abend beziehungsweise heute Nacht um die
Ausreisemaßnahmen kümmern, die aber den Deutschen vor Ort auch danach noch
zur Verfügung stehen werden, wenn der Bedarf besteht.

Zusatzfrage: Ist die Bedingung, dass nur nicht Erkrankte ausgeflogen werden
dürfen, auf Wunsch der chinesischen Behörden zustande gekommen, oder kommt
das von den deutschen Behörden?

Dürfen Angehörige auch dann teilnehmen, wenn sie keine Deutschen sind?

Burger: Die Planungsgrundlage war von Anfang an, dass die Evakuierung auf
nicht erkrankte Personen abzielt, weil man für erkrankte Personen natürlich
ganz andere Maßnahmen treffen müsste, was den Transport angeht. Deswegen
und auch, wie gesagt, hinsichtlich der Maßgabe, dass bisher gar keine
Verdachtsfälle unter Deutschen bekannt sind, ist die Planung eben von
Anfang an auf den Personenkreis der nicht Erkrankten ausgerichtet gewesen.

Was die Angehörigen betrifft, so gilt das für die Kernfamilie. Das bedeutet
in der Regel: Ehegatten und Kinder.

Frage: Können wir das auf die Situation in Deutschland erweitern? - Das
geht dann vermutlich an das Gesundheitsministerium: Herr Kautz, es gab aus
Ärztesicht Kritik oder Besorgnis, dass deutsche Krankenhäuser auf weitere
Verdachts- oder Infektionsfälle nicht genügend vorbereitet seien - zu wenig
Boxen usw. Kennen Sie die Zahlen, können Sie das bestätigen? Wenn es so
ist: Wird da irgendetwas getan, um die Situation zu verbessern?

Kautz: Es ist eben die Frage, worauf man vorbereitet ist. So wie sich die
Lage momentan darstellt, sind wir sehr wohl darauf vorbereitet. Wir haben
fünf Fälle von Menschen, die infiziert sind. Die sind isoliert und werden
behandelt. Herr Spahn hat dazu gesagt, er habe nicht den Eindruck, dass das
deutsche Gesundheitswesen mit der Behandlung dieser fünf Menschen
überfordert sei. Wenn man Verdachtsfälle hat, muss man eine Quarantäne ja
nicht immer zentral machen, wie in diesem Fall; das war eben auch ein
bisschen der Logistik geschuldet. Von daher gehen wir schon davon aus, dass
das deutsche Gesundheitswesen sehr wohl vorbereitet ist. Außerdem müssen
Sie sehen, dass man nach allem, was wir über das Virus wissen - über die
Gefahr, über die Ansteckungsgefahr -, keine Sonderisolierstationen
brauchen, sondern lediglich einfache Isolierstationen, und die hat
letztendlich jedes Krankenhaus mit einer Intensivstation.

Frage: Es gibt aus Frankreich Berichte, wonach die Chinesen wohl politische
Bedingungen dafür gestellt hätten, dass französische Staatsbürger
ausgeflogen werden dürfen. Gibt es irgendwelche politischen Bedingungen
dafür, die der deutschen Regierung von der chinesischen Regierung oder
sonstigen Behörden dafür gestellt worden sind, dass diese Ausflüge
stattfinden dürfen, oder ist das komplett bedingungslos?

Burger: Nein, es hat keine politischen Bedingungen in irgendeiner Form
gegeben. Ich kann Ihnen sagen, dass mit dem Flugzeug, das zur Evakuierung
eingesetzt wird, auf dem Hinweg medizinische Verbrauchsgüter transportiert
werden, die den chinesischen Behörden dort übergeben werden. Dabei geht es
konkret um 10 000 Schutzanzüge, weil der Bedarf und der Verbrauch an
solchen Gütern in China natürlich derzeit besonders hoch ist. Es hat aber
zu keinem Zeitpunkt politische Bedingungen für diese Zustimmung gegeben.

Zusatzfrage: Warum ist es überhaupt nötig, dass das ein Flugzeug der
Luftwaffe und kein normales Passagierflugzeug ist, wie es nach meiner
Kenntnis andere Länder handhaben?

Burger: Ich glaube, es ist schlicht so, dass die Luftwaffe für die
Bundesregierung diese Fähigkeit vorhält und dass sie deswegen auch genutzt
wird.

Frage: Herr Kautz, es gab vorhin Tonprobleme, deswegen hatten die Kollegen
draußen eben nichts hören können, und ich kam dann auch noch zu spät. Zur
Unterbringung in Germersheim haben Sie ja schon etwas gesagt. Können Sie
vielleicht noch einmal ausführen, wie das genau aussehen soll - ob die
Familien die Kaserne verlassen dürfen oder nicht, ob die getrennt
voneinander untergebracht werden?

Kautz: Noch einmal: In der Ausbildungskaserne der Luftwaffe werden die
Rückkehrer zentral für zwei Wochen untergebracht, also so lange, wie die
Inkubationszeit dauert. Die genauen Details regeln und ordnen die Behörden
vor Ort an. Es wird aber so sein, dass die Kontakte nach außen auf ein
Minimum reduziert werden. Die Möglichkeit zu Interviews seitens Agenturen
oder TV-Teams dürfte also bei null liegen. Also: Kontakt nach außen auf ein
Minimum beschränkt. Zum Kontakt untereinander: Es wird wohl so aussehen,
dass sie in Einzelzimmern untergebracht sind und auch dort bleiben müssen.

Frage: Falls Sie das nicht auch schon beantwortet haben - ich habe es wegen
der Tonsache nicht mitbekommen -: Könnten Sie noch einmal darlegen, warum
diese ganzen Maßnahmen, die ja doch relativ einschneidend sind, unternommen
werden, obwohl der Virus ja nach allem, was man jetzt weiß, viel weniger
bedrohlich ist als andere Viren - darunter auch Coronaviren -, die schon in
Deutschland zirkulieren?

Kautz: Das ist eine berechtigte Frage, aber es ist ja auch ein besonderer
Fall, dass wir die Leute aus den Infektionsgebieten nach Deutschland holen.
Dann haben wir als Staat eben auch eine besondere Verantwortung gegenüber
diesen Menschen und auch gegenüber ihrem Umfeld, das vernünftig zu regeln.
Wir halten das für eine Vorsichtsmaßnahme, aber für eine angemessene und
notwendige Vorsichtsmaßnahme.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir. Wir alle hören ja regelmäßig die
Nachrichten über die Offensive des syrischen Regimes und seiner Verbündeten
in der Region Idlib, über die schonungslose und brutale Art, wie diese
Offensive durchgeführt wird, auch über Luftangriffe auch gegen die
Zivilbevölkerung. Wir hören immer wieder von getöteten Zivilisten. Das sind
bestürzende Nachrichten. Schon jetzt ist die humanitäre Lage so
katastrophal, dass die Mehrheit der rund drei Millionen Menschen dort auf
humanitäre Hilfe angewiesen ist. Es gibt über eine Million
Binnenvertriebene allein in der Region Idlib. In den letzten Wochen ist es
zu Hunderttausenden neuer Vertreibungen gekommen. Gerade vor dem
Hintergrund der aktuellen Wetterbedingungen muss die Situation der
geflohenen Menschen rund um Idlib dringend verbessert werden.

Die Bundeskanzlerin hat bei ihrem Besuch beim türkischen Staatspräsidenten
in Istanbul kürzlich Unterstützung zugesagt, um das Leid der Menschen in
Idlib zu verringern. Zu diesem Zweck wird das Auswärtige Amt jetzt
zusätzliche Mittel bereitstellen, über die Ihnen Herr Burger berichtet.

Burger: Das Auswärtige Amt wird die Bemühungen des Türkischen Roten
Halbmonds zur Bereitstellung von Notunterkünften für die Vertriebenen in
der Provinz Idlib mit zusätzlichen 25 Millionen Euro unterstützen.
Deutschland ist einer der größten Geber in der Syrien-Krise. Im Jahr 2020
haben wir schon jetzt knapp 28 Millionen Euro für den Schutz der
Zivilbevölkerung und die Versorgung vertriebener Personen in Nordwestsyrien
bereitgestellt.

Frage: Wie ist zu verhindern, dass die notwendige humanitäre Hilfe, die an
den Türkischen Roten Halbmond geht, in irgendeiner Weise dazu verwendet
wird, türkische Invasionen insgesamt in Nordsyrien sozusagen zu verwischen
oder zu überlagern? Man könnte ja auf den Gedanken kommen, dass die
türkische Regierung so etwas probiert.

Burger: Die Bundesregierung stellt Mittel für Maßnahmen der humanitären
Hilfe ausschließlich humanitären Organisationen zur Verfügung, die eine
zweckgemäße Verwendung der Mittel zum Wohl und zum Schutz von Zivilisten
sicherstellen und darüber auch Bericht erstatten müssen, also
Organisationen, die den humanitären Prinzipien verpflichtet sind. Das
bedeutet, dass Hilfe ausschließlich nach dem humanitären Bedarf und nicht
nach politischen Kriterien geleistet wird.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass die Bundesregierung, wenn sie diese
humanitäre Hilfe leistet, und zwar auch finanziell, damit ihre Kritik an
türkischer Invasion in Nordsyrien nicht zurücknimmt oder abmildert?

Burger: Wie gesagt, wird humanitäre Hilfe ausschließlich nach humanitären
Kriterien geleistet. Auch in Ländern, in denen Konflikte herrschen und in
denen wir eine oder mehrere der Konfliktparteien heftig kritisieren,
entbindet dies die internationale Gemeinschaft nicht von der Verantwortung
für das Wohl der Zivilbevölkerung, wenn wir in der Lage sind, zu helfen.

Vorsitzende Welty: Dann schauen wir auf die Termine der Kanzlerin.

StS Seibert: Los geht es am Montag, den 3. Februar: Die Kanzlerin wird sich
- das hatte ich hier ja schon einmal grob angekündigt - mit Vertretern der
Lebensmittelwirtschaft - Handel sowie Industrie - treffen. Bei diesem
Treffen im Bundeskanzleramt werden auch der Chef des Kanzleramts, der
Wirtschaftsminister und die Landwirtschaftsministerin teilnehmen. Es geht
um 10 Uhr im Bundeskanzleramt los. Es wird zunächst ein Eingangsstatement
der Bundeskanzlerin geben. Das Gespräch dient dem Austausch. Das Gespräch
soll sich im Wesentlichen mit Fragen der fairen Ausgestaltung der
Wertschöpfungskette für landwirtschaftliche Produkte beschäftigen: Wie
lassen sich am Markt für Lebensmittel, die von guter Qualität, von hohem
Standard sind, angemessene Preise erzielen?

Die Bundeskanzlerin hatte Ende des vergangenen Jahres einen
Landwirtschaftsdialog mit Vertretern der Landwirte durchgeführt und hatte
schon angekündigt, dass sie sich nun in einem zweiten Schritt - und um das
Bild zu komplettieren - auch mit Handel und Industrie in der
Lebensmittelwirtschaft treffen will. Genau das findet nun also statt.

Am Montagmittag gegen 12.30 Uhr empfängt die Kanzlerin dann den
österreichischen Bundeskanzler Sebastian Kurz. Es wird ein gemeinsames
Arbeitsmittagessen geben und im Anschluss daran gegen 13.30 Uhr eine
gemeinsame Pressekonferenz.

Am Abend des Montags kommt der noch ziemlich neue argentinische
Staatspräsident zu einem Besuch ins Kanzleramt. Vor dem Gespräch wird es
Pressestatements geben. Dann folgt ein gemeinsames Abendessen mit den
Themen: bilaterale Beziehungen, wirtschaftliche und politische Beziehungen
sowie die Lage in der Region.

Am Mittwoch tagt wie üblich um 9.30 Uhr das Bundeskabinett unter Leitung
der Kanzlerin.

Im Anschluss daran wird die Kanzlerin am Mittwoch - und zwar geht das bis
zum frühen Samstag - zu einer Reise nach Afrika aufbrechen. Die Ziele sind
Südafrika und Angola. Begleitet wird sie dabei von einer
Wirtschaftsdelegation und auch von Journalisten.

In Pretoria - das ist die erste Station - wird sie am Donnerstag, den 6.
Februar, von dem südafrikanischen Staatspräsidenten Cyril Ramaphosa mit
militärischen Ehren empfangen. Es gibt ein Gespräch der beiden und
anschließend eine Begegnung mit der Presse. Ein weiterer Termin in
Südafrika ist die Teilnahme an einem Business Roundtable mit Unternehmern
und Wirtschaftsvertretern aus beiden Ländern. Die Bundeskanzlerin wird
außerdem den Future Africa Campus der Universität Pretoria besuchen und
dort mit Studenten zu einem Austausch zusammenkommen.

Südafrika - das kann man bei dieser Gelegenheit noch einmal sagen - ist
unser wichtigster Wirtschaftspartner in Afrika. Südafrika ist auf einem
Kurs der Wirtschaftsreformen. Ziele der Reise sind auch die Unterstützung
dieses Reformkurses der Regierung Ramaphosa sowie natürlich die weitere
Intensivierung unserer Wirtschaftsbeziehungen.

Am Freitag, den 7. Februar, wird die Kanzlerin nach Angola weiterreisen.
Sie wird dort von Staatspräsident João Manuel Gonçalves Lourenço mit
militärischen Ehren begrüßt. Es gibt dann ein Gespräch mit Präsident
Lourenço. Dabei wird es um die politischen und wirtschaftlichen 
deutsch-angolanischen Beziehungen gehen. Es wird auch darum gehen, dass Angola eine
konstruktive Rolle in der regionalen Zusammenarbeit in Westafrika spielt,
und es wird auch dort um die Unterstützung des Reformkurses der Regierung
und vor allem ihres Kampfes gegen die Korruption gehen. Im Anschluss an
dieses Gespräch gibt es eine Begegnung mit der Presse. Ein weiterer
Programmpunkt ist die gemeinsame Eröffnung eines deutsch-angolanischen
Wirtschaftsforums durch die Kanzlerin und den Präsidenten. Außerdem wird es
zur Unterzeichnung mehrerer Kooperationsvereinbarungen kommen.

Sehr viel mehr über diese Reise werden wir Ihnen beim Briefing, das wir
hier am Dienstag um 14.30 Uhr anbieten, sagen können. Das Briefing wird
durch den außenpolitischen Berater, Herrn Hecker, und den
wirtschaftspolitischen Berater, Herrn Röller, vorgenommen.

Damit bin ich durch die Termine durch.

Frage: Zu dem "Food-Gipfel": Sind eigentlich auch Organisationen wie etwa
Foodwatch dabei? Vielleicht habe ich es überhört, aber sie sind ja weder
Landwirte noch Handel.

Zweite Frage: Ich glaube, unter anderem Lidl hat schon vorab gesagt, das
Thema Dumpingpreise würde von ihnen überhaupt in keiner Weise diskutiert
werden. Gerade darin realisiert sich doch aber die Frage: Fairer Preis oder
nicht?

Wie reagiert die Kanzlerin auf - wie soll man sagen? - so einen Ausdruck
des Willens, bestimmte Themen auszuklammern?

StS Seibert: Bei dem Treffen wird es - ich kann es nur wiederholen - um die
Wertschöpfungskette für landwirtschaftliche Erzeugnisse hierzulande und um
den verständlichen Wunsch der Landwirtschaft und der Bauern, dass es faire
Preise für ihre qualitativ hochwertigen Produkte, die sie hier anbieten,
gibt, gehen. Die Kanzlerin hat oftmals gesagt, dass, wenn sich viele
Menschen regional ernähren wollen, was ja gut ist, das natürlich nur dann
möglich ist, wenn die regional tätigen Landwirte die Möglichkeit haben,
dafür angemessene Preise zu erzielen.

Eingeladen sind Vertreter des Lebensmitteleinzelhandels und der
Unternehmen, die einen Großteil des Marktes abdecken, sowie auch Vertreter
der Lebensmittelindustrie. Das entspricht dem Fokus dieses Treffens.

Zusatzfrage: Und der zweite Punkt? Was, wenn einzelne Teilnehmer sagen:
"Ne, über das Thema Dumpingpreise" - was ja nun das Gegenteil eines fairen
Preises ist - "reden wir überhaupt gar nicht erst"?

StS Seibert: Das Gespräch findet zu den Themen statt, die ich Ihnen genannt
habe. Ich werde im Vorfeld nicht auf einzelne Äußerungen eingehen.

Frage: Ist eine Presseunterrichtung geplant?

StS Seibert: Nein. Lediglich das Eingangsstatement der Kanzlerin wird
presseöffentlich sein. Das anschließende Gespräch ist sozusagen intern.

Wolf: Ich möchte Sie heute darüber informieren, dass der
Entwicklungsminister nächste Woche von Montag bis Freitag nach Afrika
reist, und zwar in die folgenden drei Länder: Sudan, Nigeria und Ägypten.

In Nigeria steht vor allem das Bevölkerungswachstum auf der Agenda sowie
das Thema der beruflichen Bildung. Im Sudan wird es unter anderem auch um
Genitalverstümmelung gehen, weil leider immer noch rund 90 Prozent der
Frauen davon betroffen sind. In Ägypten liegt der Fokus auf den Themen der
Energie und des Wassers.

Alter: Ich möchte Sie bei der Gelegenheit über eine Veranstaltung
informieren, die gestern in unserem Hause stattgefunden hat. Der
Bundesinnenminister hat sich gestern mit Spitzenvertretern der
Nutzerorganisation des Digitalfunks für die Zuweisung der 
450-Megahertz-Frequenzen an die Organisationen mit Sicherheitsaufgaben ausgesprochen.
Anwesend waren neben den Sicherheitsbehörden des Bundes auch Vertreter des
Feuerwehrverbandes, des THW, des Malteser Hilfsdienstes, des 
Arbeiter-Samariter-Bundes, der Johanniter-Unfall-Hilfe und des Deutschen Roten
Kreuzes.

Es bestand ein starkes Einvernehmen darüber, dass die sogenannten
Blaulichtorganisationen ein eigenes funktionsfähiges, hoch verfügbares und
sicheres Digitalfunknetz zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. Dieses
eigene LTE-Netz funktioniert nämlich auch dann, wenn die kommerziellen
Netze einmal nicht zur Verfügung stehen, etwa weil sie überlastet sind oder
ausfallen. Die Zuweisung der Ende 2020 frei werdenden 
450-Megahertz-Frequenzen ist aus Sicht des Bundes und der Behörden, die gestern anwesend
waren, unverzichtbar, um dieses hoch verfügbare Netz für die
Sicherheitsbehörden zu schaffen.

Frage: Dazu habe ich eine Frage an das Wirtschaftsministerium. An diesen
Frequenzen gibt es wohl auch Interesse aus der Wirtschaft. (akustisch
unverständlich)

Baron: Ich kann gern etwas dazu sagen. Es ist, wie es der Kollege gesagt
hat. Die Gesamtkoordinierung der 450-Megahertz-Frequenzen liegt bei den
Kollegen im BMVI. Die Funkfrequenzen im Bereich von 450 Megahertz werden
bisher von der Energiewirtschaft genutzt. Wie dargestellt, wird die Nutzung
Ende 2020 auslaufen und dann durch die Bundesnetzagentur neu vergeben. Wie
vom Kollegen dargestellt, haben diese Frequenzen verschiedene Bedeutungen
für die genannten Behörden. Aber für die Energiewirtschaft und die
Digitalisierung der Energiewirtschaft besitzt es ebenfalls eine hohe
Bedeutung.

Zusatzfrage: Gibt es einen Konflikt, weil die Frequenzen an die
Rettungsdienste gegeben werden sollen, oder stimmen Sie dem zu?

Baron: Wie gesagt, Ende des Jahres läuft die Nutzung der bislang vergebenen
Frequenzen aus und muss dann neu vergeben werden. In diesem Kontext muss
eben eine abgestimmte Klärung herbeigeführt werden.

Frage: Herr Seibert, ich möchte Sie gern zum Brexit fragen. Nach fast einem
halben Jahrhundert scheidet Großbritannien heute aus. Oftmals schienen die
Verhandlungen fast endlos. Welche Bedeutung misst die Bundeskanzlerin dem
heutigen Datum bei?

StS Seibert: Es kann keinen Zweifel geben, dass der Austritt des
Vereinigten Königsreiches heute um Mitternacht ein Einschnitt für Europa
ist. Sie haben es ja gesagt: 47 Jahre, fast ein halbes Jahrhundert, war das
Vereinigte Königreich ein wichtiges Mitglied der Europäischen Union. -
Insofern - das haben wir hier oft ausgedrückt - bedauern wir Deutsche dies.
Jedenfalls tut dies die Bundesregierung und, wie ich glaube, auch eine
große Mehrheit der Bevölkerung. Aber wir respektieren diese Entscheidung,
die das britische Volk in einem Referendum getroffen hat.

Es gibt ein Austrittsabkommen, in dem zwischen der EU und dem Vereinigten
Königreich Rechtssicherheit für die Bürgerinnen und Bürger hergestellt
wurde - ich denke, das zu sagen ist heute ganz wichtig - und in dem weitere
wichtige Leitlinien für die künftigen Beziehungen vereinbart wurden. Wir
als Bundesregierung setzen auch in Zukunft darauf, dass Großbritannien ein
enger Partner und Freund ist und dass wir auf der Grundlage dieser
langjährigen Freundschaft und der gemeinsamen rechtsstaatlichen,
demokratischen Werte, die auch die Werte Europas sind, eng zusammenarbeiten
werden.

Die europäische Integration hat Europa Frieden und Wohlstand gebracht. Die
Europäische Union sichert uns in einer Welt, die sich ständig und schnell
verändert, eine starke Stimme, und wir sind entschlossen, diese europäische
Erfolgsgeschichte gemeinsam mit den anderen jetzt noch 26 europäischen
Mitgliedsstaaten, die unsere Partner sind, fortzuschreiben. Die Europäische
Union wird auch in Zukunft ihre Einheit bewahren und ihre Interessen
geschlossen vertreten.

Frage: Sehen Sie, Herr Seibert, die Europäische Union durch den Austritt
Großbritanniens politisch, wirtschaftlich oder militärisch geschwächt?

StS Seibert: Darüber ist in den letzten Jahren so viel gesprochen worden.
Wenn ich sage "Wir bedauern das", dann sage ich das, weil wir natürlich den
Beitrag Großbritanniens zur Europäischen Union geschätzt haben, weil
Großbritanniens ein starkes, ein leistungsfähiges Land ist, und solch ein
Land lässt man nicht gern ziehen. Aber wir lassen es ziehen - das versteht
sich von selbst -, weil dieser Entschluss in Großbritannien demokratisch
zustande gekommen ist und weil wir nun über lange Zeit ein
Austrittsabkommen miteinander vereinbart haben.

Die Bundeskanzlerin hat davon gesprochen, dass bei allem Bedauern dieser
Einschnitt für die europäischen Mitgliedsstaaten, die übrigen EU-27, doch
auch ein Weckruf sein kann. Das heißt, dass wir nun noch intensiver daran
arbeiten, stark zu sein, innovativ zu sein, wirtschaftlich vorn zu liegen
und die Attraktivität, die Europa in der Welt zweifellos hat, auch
weiterhin zu besitzen.

Frage: Herr Seibert, es gab ja die Brexit-Notfallgesetze, die zeitlich
fixiert waren. Werden Sie sie jetzt zum Ende des Jahres terminlich
anpassen, oder was passiert mit ihnen?

StS Seibert: Ab morgen sind wir ja in der Übergangsphase, die im
Austrittsabkommen angelegt ist und die bis zum 31. Dezember dieses Jahres
gilt. So lange gilt das EU-Regelwerk in Großbritannien weiter. Während
dieser Übergangsphase stehen nun die Verhandlungen über das künftige
Verhältnis an.

Ich weiß nicht genau, ob das Ihre Frage beantwortet.

Zusatzfrage: Nicht wirklich. Ich glaube, die ursprünglichen Notfallgesetze
waren zum 31. Januar hin datiert und müssten, so nehmen wir an, auslaufen.
Meine Frage ist: Werden diese auf das Ende der Übergangsfrist hin
angepasst, also auf den 31. Dezember?

Burger: Zum einen gibt es das Brexit-Übergangsgesetz, das sozusagen den
Fall regelt, der jetzt eingetreten ist, dass nämlich die Rechtswirkungen
während der Übergangsphase im Wesentlichen weitergelten, obwohl das
Vereinigte Königreich nicht mehr Mitglied der EU ist.

Darüber hinaus hat es verschiedene Regelungen für den Fall gegeben, dass
das Vereinigte Königreich die EU ohne Austrittsabkommen verlassen hätte.
Diese kommen in dieser Form nicht zur Anwendung. Mit dem Austrittsabkommen,
das ja ratifiziert ist, sind bestimmte, besonders wichtige Fragen schon
geregelt, auch für die Zeit ab 2021. Dazu gehören beispielweise der Status
von EU-Staatsangehörigen in Großbritannien und von britischen
Staatsangehörigen in der EU, die Frage der finanziellen Verpflichtungen
Großbritanniens gegenüber der EU und auch der Status von Studierenden. Das
sind Teilbereiche dessen, was mit den Regeln, die Sie angesprochen haben,
geregelt worden wäre. Insofern lässt sich die Situation sicherlich nicht
telquel übertragen, weil es durch das Austrittsabkommen tatsächlich schon
einen Regelungsbestand gibt.

Jetzt laufen die Bemühungen, im Laufe der Übergangsphase die zukünftigen
Beziehungen über das hinaus zu regeln, was schon im Austrittsabkommen
geregelt ist.

Zusatzfrage: Das heißt aber, dass dieses Paket jetzt einfach ausläuft und
keine weitere Gültigkeit hat, oder?

Burger: Die Antwort, wie das rechtstechnisch genau gelöst wird, muss ich
Ihnen nachreichen.

Aber in der Substanz ist es eben so, dass es einerseits dadurch, dass es
das Austrittsabkommen gibt, gar nicht zum Tragen kommt, und dass
andererseits einige Regelungsbereiche durch das Austrittsabkommen
tatsächlich schon abschließend geregelt sind, sodass da ein Notfall, dem
man vorbeugen wollte, nun definitiv nicht mehr eintreten wird.

Frage: Können Sie, Herr Burger oder Herr Seibert, aus Sicht der
Bundesregierung so etwas wie die Top Drei oder Top Five der in der
Übergangsphase für die Zeit ab 2021 zu regelnden Fragen oder Komplexe
benennen?

StS Seibert: Das wird so einfach nicht sein. Es geht um die ganze
Bandbreite unseres künftigen Verhältnisses zwischen den EU-27, der
Europäischen Union, und Großbritannien, das dann ein Drittstaat ist. Dabei
geht es darum, wie eng man wirtschaftlich zusammenarbeitet, wie die
Handelsbeziehungen, der Warenverkehr, das Zollregime etc. zu behandeln
sind. Es geht um die künftige Mitarbeit oder Nichtmitarbeit Großbritanniens
an europäischen Agenturen. Das ist ein sehr breites Feld. Deswegen ist es
gut, wenn man mit den Verhandlungen möglichst bald und intensiv beginnt.

Zusatzfrage: Ist auch die Frage möglicher Beteiligung britischer
Militäreinheiten an EU-Missionen ein Thema - Großbritannien ist im Bereich
der militärischen Möglichkeiten nun einmal einer der großen europäischen
Player -, oder ist das ausgeschlossen? Das ist wirklich eine reine
Lernfrage. Ich weiß es einfach nicht.

Burger: In der Tat gibt es, denke ich, auf beiden Seiten ein großes
Interesse daran, die enge sicherheitspolitische Zusammenarbeit so eng wie
möglich fortzusetzen, natürlich unter anderen institutionellen Vorzeichen.
Das entnehme ich auch dem Namensartikel, den der britische Außenminister
heute in einer großen deutschen Tagezeitung veröffentlicht hat. Mir scheint
auch das Interesse von britischer Seite groß zu sein, weiterhin eng
zusammen mit der Europäischen Union zu agieren.

StS Seibert: Gerade die letzten Wochen und Monate haben ja Beispiele dafür
gebracht, wie nah unsere Interessen, die Interessen Großbritanniens,
Deutschlands und Europas, beieinanderliegen, wenn es um die großen
Konflikte unserer Zeit geht. Das zeigt sich in der E3-Zusammenarbeit im
Zusammenhang mit dem iranischen Nuklearabkommen. Das zeigt sich bei den
ganzen Dossiers zu den Themen Syrien, Libyen usw.

Frage: Herr Seibert, gestern hat im Bundeskanzleramt ein Treffen zwischen
dem Bund und den Ländern zum Thema "Windenergie und Solarenergie"
stattgefunden. Dabei soll es unter anderem darum gegangen sein, was mit
dieser beabsichtigten 1000-Meter-Abstandsregelung für Windanlagen und der
möglichen Aufhebung des Ausbaudeckels für Solaranlagen ist. Können Sie
etwas über das Ergebnis dieser Gespräche berichten?

StS Seibert: Wahrscheinlich nicht so viel, wie Sie gerne von mir hören
möchten. Ich kann Ihnen bestätigen, dass das Treffen stattgefunden hat und
dass es um genau solche Fragen ging: Wie können wir das Ziel eines 
65-prozentigen Anteils erneuerbarer Energien bis 2030 erreichen? All die damit
zusammenhängenden Fragen betreffen Genehmigungsverfahren,
Planungsbeschleunigungen, die Akzeptanz der erneuerbaren Energien in der
Bevölkerung und die Frage, wie sich Versorgungssicherheit, Netzausbau und
Strompreise entwickeln.

Die Besprechung diente dazu, eine Sonderkonferenz der
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzlerin
vorzubereiten, die Anfang März - genau am 5. März - stattfinden soll. Ich
muss Sie um Verständnis dafür bitten, dass wir dieses Vorbereitungstreffen
jetzt nicht im Detail kommentieren, sondern dass wir uns sicherlich dann
ausführlicher äußern werden, wenn es diese Konferenz der Regierungschefs
mit der Bundeskanzlerin geben wird.

Frage: Herr Seibert, ich habe noch eine Verständnisfrage. Soweit ich mich
erinnere, war diese Konferenz - vielleicht können Sie das noch einmal
klarstellen - für Januar geplant. War das eben dieses gestrige Treffen?

StS Seibert: Gestern war noch Januar. Sogar heute ist noch Januar.

Zusatz: Nein, ich meine, dass Sie gerade meinten, im März werde diese
Konferenz stattfinden.

StS Seibert: Nein, ich glaube, das ist ein Missverständnis. Es hieß immer,
dass es am 30. Januar zu dem Treffen mit den Chefs der Staatskanzleien und
der Senatskanzleien kommen werde, um über offene Fragen hinsichtlich der
Umsetzung der Energiewende zu sprechen, und dass das für ein Treffen der
Kanzlerin mit den Regierungschefs und -chefinnen Anfang März vorbereitend
sei. Das war eigentlich immer der Zeitplan.

Frage: Zu Libyen: Der Kreml meldet, dass es offenbar ein Telefonat zwischen
der Kanzlerin und dem russischen Präsidenten über das Thema Libyen gegeben
habe.

Die zweite Frage wäre, wie sie derzeit allgemein die dortigen Vorgänge
bewertet. Offenbar liefern die Türken weiterhin Waffen und schicken auch
syrische Söldner. Bewegt sich das noch im Rahmen dessen, was sie damals
nach dem Gipfel als den schwierigen Weg bezeichnet hat, oder sieht sie den
hier angestoßenen Friedensprozess dadurch schon ernsthaft in Gefahr?

StS Seibert: Na ja, Sie zitieren ja die Bundeskanzlerin selbst. Sie hat
damals, am 19. Januar, hier in Berlin gesagt: Ich mache mir keine
Illusionen; das wird eine schwierige Wegstrecke sein. - Ich denke, jeder
kann verstehen, dass ein Konflikt, der sich über viele Jahre aufgebaut hat,
nicht auf die Schnelle und nicht mit einer Konferenz zu lösen ist, sondern
dass eine solche Konferenz in einem Prozess steht und dass es ganz
besonders wichtig ist, nach dieser Konferenz jetzt immer weiterzuarbeiten
und auch die Instrumente zu nutzen, die wir zur Nachbereitung der Konferenz
und zur Überwachung von Fortschritten oder Rückschlägen eingesetzt haben.

Das, was wir aus Libyen hören - auch das Statement der UN-Mission in Libyen
über die verschiedenen Brüche des Waffenembargos dort -, bereitet uns
Sorge. Gestern hat der UN-Sonderbeauftragte Salamé ja den UN-Sicherheitsrat
über die aktuelle Lage informiert. Er hat dabei auch sehr deutlich zum
Ausdruck gebracht, dass es in den letzten Tagen eklatante Brüche des
Waffenembargos durch mehrere Länder gegeben habe, die auch an der Berliner
Konferenz teilgenommen haben. Wir haben natürlich keinen Anlass, an seinen
Aussagen zu zweifeln, und können deswegen nur alle Konferenzteilnehmer
nachdrücklich aufrufen, ihre Selbstverpflichtungen einzuhalten. Dazu gehört
in erster Linie die Einstellung jeglicher Waffenlieferungen, die einen
Bruch bestehender UN-Resolutionen darstellen.

Zusatz: Noch einmal zu dem Telefonat.

StS Seibert: Dazu habe ich im Moment keine Informationen für Sie. Wenn es
etwas geben sollte, würde ich es nachreichen.

Frage: Herr Burger, dass sudanesische Außenministerium hat bestätigt, dass
die Vereinigten Arabischen Emirate in den letzten Tagen sudanesische
Söldner nach Libyen geschickt haben. Haben Sie irgendwelche Erkenntnisse
darüber und vielleicht eine Reaktion darauf?

Zweite Frage: General Haftar hat sich geweigert, einen Vertreter zu dem 
5+5-Treffen dieses militärischen Komitees zu schicken. Dazu hätte ich auch
gerne eine Stellungnahme.

Burger: Wir kennen in der Tat eine ganze Reihe von Berichten über Brüche
des Waffenembargos durch verschiedene Seiten. Das ist auch Gegenstand der
Beratungen im Sicherheitsrat gewesen, wie Herr Seibert gerade gesagt hat.
Es gibt auch eine ganze Reihe von Kontakten der Bundesregierung und auch
des Außenministers mit den verschiedenen Teilnehmern der Berliner
Konferenz, um darauf zu drängen, dass der Druck auf die Konfliktparteien,
sich an das zu halten, was in Berlin vereinbart, aufrechterhalten wird.

Wir tun das auf verschiedenen Ebenen, auf vier verschiedenen Strängen. Das
eine ist, dass wir im Sicherheitsrat daran arbeiten, die Ergebnisse der
Berliner Libyen-Konferenz im Rahmen einer Resolution zu indossieren. Es
gibt parallel dazu auch jetzt schon die Vorbereitungen für das in Berlin
vereinbarte Follow-up-Treffen zur Überprüfung der Fortschritte, das auf
Ebene der Außenminister stattfinden soll. Das ist für Mitte Februar in
Deutschland angedacht. Wir unterstützen den Sonderbeauftragten Salamé in
seinen Bemühungen, den innerlibyschen Prozess voranzubringen, insbesondere
auch das von Ihnen angesprochene Treffen des Militärkomitees im Format 5+5.
Gleichzeitig - auch darüber haben wir hier schon gesprochen - gibt es
innerhalb der EU weiterhin intensive Beratungen über die Frage, welchen
Beitrag wir als Europäer zur Umsetzung insbesondere des Waffenembargos
leisten können. Wir bleiben also hinsichtlich all dieser Handlungsstränge
intensiv am Ball.

Wie Sie sagten und wie Herr Seibert gerade auch schon gesagt hat, macht uns
natürlich große Sorge, dass die Berichte über Verletzungen des
Waffenembargos und Verletzungen des Waffenstillstands kontinuierlich
weitergehen.

Frage: Herr Burger, mit welchen Regierungen, die am Berliner Treffen
teilgenommen haben, stehen Sie in Kontakt, weil Sie gehört haben, dass die
das Embargo verletzen?

Burger: Ich kann Ihnen jetzt - sozusagen unabhängig davon, was die Motive
für die einzelnen Telefonate waren - sagen, dass der Minister in den
letzten Tagen unter anderem mit seinen Amtskollegen aus Ägypten und aus den
Vereinigten Arabischen Emiraten telefoniert hat. Aber es gibt natürlich
auch unterhalb der Ebene des Ministers eine ganze Reihe von Kontakten. Es
gibt natürlich auch insbesondere über unsere Botschaft direkte Kontakte zu
den Konfliktparteien in Libyen selbst, in denen wir diese Botschaft auch
noch einmal deutlich unterstreichen.

Ich würde Sie auch gerne darauf hinweisen, dass es gestern in Brazzaville
ein Treffen des Hohen Komitees der Afrikanischen Union für Libyen gegeben
hat, bei dem sich diese Staatengruppe in ihrem Kommuniqué auch noch einmal
sehr nachdrücklich hinter die Beschlüsse der Berliner Libyen-Konferenz
gestellt hat, die Verstöße gegen das Waffenembargo und gegen den
Waffenstillstand verurteilt hat und alle Parteien aufgerufen hat, das
umzusetzen, was in Berlin beschlossen wurde. Das ist für uns auch ein
wichtiges Signal dafür, dass sich die Afrikanische Union hinter diese
Beschlüsse stellt.

Frage: Herr Seibert, es gibt einen Bericht im "Handelsblatt", wonach die
Bundeskanzlerin und EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen einen
Sondergipfel planen, um das Investitionsabkommen mit China zu retten.
Können Sie uns dazu irgendetwas sagen?

StS Seibert: Nein, dazu kann ich Ihnen nichts sagen. Dass es ein Ziel ist,
dieses Investitionsabkommen mit China abzuschließen, dass die Europäische
Union verfolgt, wissen Sie. Ich kann Ihnen jetzt keine konkrete Konferenz-
oder Gipfelplanung vorstellen.

Frage: In dem Bericht ist ja davon die Rede, dass ein solches Treffen
geplant sei, weil die Verhandlungen über dieses Investitionsabkommen und
auch die ganze Vorbereitung für den Gipfel in Leipzig im September eben
bislang einfach nicht optimal liefen. Einmal allgemein gefragt: Wie
bewertet die Bundesregierung bislang die Verhandlungen und auch die
Vorbereitungen auf diesen Gipfel?

StS Seibert: Ich würde Sie bitten, für alles, was die Gespräche über das 
EU-China-Investitionsabkommen betrifft, in Brüssel bei der Europäischen Union,
die ja diese Gespräche führt - die werden ja nicht bilateral zwischen den
einzelnen Mitgliedstaaten und China geführt -, nachzufragen. Ich möchte das
hier jetzt nicht bewerten. Aber ein solches Investitionsabkommen
abzuschließen, ist ein Ziel der Europäischen Union.

Zusatz: Aber die Vorbereitung des Treffens in Leipzig wird ja dann
wahrscheinlich doch eher, denke ich, von der Bundesregierung gemacht.

StS Seibert: Nun haben wir allerdings Ende Januar. Das Treffen in Leipzig
soll im September stattfinden. Der chinesische Präsident hat schon im
vergangenen Jahr sein Kommen zugesagt. Insofern befinden wir uns natürlich
in einem langen Prozess der inhaltlichen wie auch organisatorischen
Vorbereitungen.

Frage: Die griechische Regierung plant, schwimmende Barrieren vor den
ostägäischen Inseln zu installieren, um Menschen daran zu hindern, die
Grenze zu überqueren. Mich würde interessieren, inwiefern das aus Sicht der
Bundesregierung eine sinnvolle und gute Maßnahme ist.

StS Seibert: Ich muss Ihnen sagen, dass ich diese Berichte zunächst einmal
nur aus den Medien kenne und wir darüber keine eigenen Erkenntnisse haben.
Nach meinen Informationen hat sich die Europäische Kommission zu diesen
Berichten geäußert. Sie ist die Hüterin der Verträge. Deswegen liegt das
sicherlich auch in ihrer Hand. Ich habe jetzt für die Bundesregierung, der
eigene Erkenntnisse über diesen Punkt wie gesagt fehlen, keine
Veranlassung, das zu kommentieren.

Zusatzfrage: Vielleicht könnte das BMI etwas sagen. Halten Sie diese
Maßnahme sozusagen für einen effektiven Grenzschutz?

Alter: Mir geht es ganz genauso wie dem Regierungssprecher. Wir kennen die
Medienberichte darüber. Wir haben aber keine eigenen Erkenntnisse. Uns ist
weder das Konzept bekannt, das dahintersteckt, noch, ob die griechische
Regierung sozusagen diese Absicht verfolgt. Wir kennen die Medienberichte
darüber, und ich kann Ihnen insoweit sagen, dass wir diese Mittel bei
unseren seeseitigen Außengrenzen, die wir in der Nord- und Ostsee
vorfinden, derzeit nicht verwenden. Aber darüber hinaus kommentieren wir
Maßnahmen anderer Staaten ja grundsätzlich ohnehin nicht.

Frage: An das BMI, da Sie ja auch über Frontex eine intensive
Zusammenarbeit pflegen: Wurde da einmal über solche Maßnahmen geredet? Sind
die nach den Regeln von Frontex erlaubt? Wurden solche Maßnahmen quasi
einfach einmal überlegt?

Alter: Mir ist nicht bekannt, dass das Bundesinnenministerium oder die
Bundespolizei in Gremien über diese Art von Maßnahmen konkret gesprochen
hätten. Das heißt nicht, dass solche Gespräche niemals stattgefunden haben.
Ich habe einfach keine Kenntnis davon. Inwieweit die griechische Regierung
möglicherweise in Fachgremien beziehungsweise gegebenenfalls mit Frontex
darüber gesprochen haben könnte, ist mir nicht bekannt.

Zusatzfrage: Mein anderes Thema lautet Sonntagsschutz. Der Präsident des
Handelsverbandes hat in der "WELT" in einem Interview gesagt, er schlage
eine Grundgesetzänderung vor, was den Sonntagsschutz betrifft. Er
argumentiert unter anderem mit einem Niedergang der Innenstädte und den
Schwierigkeiten des Handels in den Innenstädten gegenüber dem 
Online-Handel. Auch wenn die Ladenschutzgesetze im Wesentlichen Sache der
Bundesländer sind, wollte ich, weil er da direkt eine Grundgesetzänderung
anspricht, entweder das Wirtschaftsministerium oder vielleicht auch Herrn
Seibert fragen: Finden Sie den Sonntagsschutz auch problematisch? Wäre eine
Grundgesetzänderung zu überlegen?

Baron: Ich kann von meiner Seite aus nur noch einmal darauf verweisen, dass
Ladenöffnungszeiten in Deutschland Ländersache sind. Es gibt
Länderöffnungszeitengesetze, und damit liegt die Zuständigkeit bei den
Ländern, sodass ich das jetzt hier nicht kommentieren möchte.

Zusatz: Aber das Grundgesetz geht ja vielleicht auch den Bund etwas an.

Baron: Das stimmt. Dann nehme ich diese Äußerungen zur Kenntnis. Aber
dennoch möchte ich das nicht kommentieren und darauf verweisen, dass die
gesetzliche Regelung dieser Frage aktuell in der vollständigen
Zuständigkeit der Länder liegt.

StS Seibert: Ich wollte ganz kurz dem Kollegen etwas nachreichen, der nach
einem Telefonat der Bundeskanzlerin mit Präsident Putin gefragt hatte. In
der Tat kann ich bestätigen, dass es heute Vormittag ein solches Telefonat
gab.

Frage: Meine Frage geht an das BMU und das BMEL. Zum Thema Düngeverordnung:
Am Mittwoch war im Koalitionsausschuss festgestellt worden, dass bis heute
ein zwischen BMEL und BMU abgestimmter Entwurf da sein soll. Gibt es den?
Wann wird der nach Brüssel geschickt? Wann erwarten Sie eine Antwort aus
Brüssel? Reicht es jetzt?

Haufe: Es ist richtig, dass die Bundesregierung in den letzten beiden
Wochen mehrere Gespräche mit der EU-Kommission geführt hat, auch auf
hochrangigerer Ebene, also unter anderem auf Staatssekretärsebene. Gestern
hat darüber ein weiteres Gespräch auf Beamtenebene stattgefunden. Es geht
darum, dass wir in Deutschland im gesamten Gebiet einen guten
Grundwasserzustand haben. In manchen Gebieten ist das momentan noch nicht
der Fall. Dafür gibt es ja den Begriff der roten Gebiete. Das sind die
Gebiete, die die Problemgebiete darstellen.

Es ist so weit, dass die Gespräche - ich will noch nicht von
"abgeschlossen" reden - schon sehr weit sind. Wir werden in den nächsten
Tagen einen Entwurf an die EU-Kommission schicken, der dann eine neue
Düngerverordnung, eine aktualisierte Düngeverordnung darstellen wird. Dann
wird die EU-Kommission darauf reagieren und sagen, ob sie mit diesem
Entwurf einverstanden ist. Aber genau dazu waren die Gespräche ja da, dass
wir da noch einen Konsens hinsichtlich einiger Details hinbekommen können.

Lenz: Genau, das kann ich so unterstreichen. Es ist ja so, dass am 15.
Januar die Frist für die Verbände- und Länderanhörung auslief. Die
Stellungnahmen werden derzeit ausgewertet. Wie der Kollege schon sagte,
sind wir auch in der engen Abstimmung mit dem BMU und haben gestern mit der
Kommission vereinbart, dass wir Anfang kommender Woche einen aktualisierten
Verordnungsentwurf nach Brüssel übermitteln.

Haufe: Wann die EU-Kommission dann reagieren wird - das haben Sie ja
gefragt -, das ist eine Entscheidung, die die EU-Kommission natürlich
selber trifft.

Zusatzfrage: Bis wann erwarten Sie den?

Haufe: Wir haben ja einen klaren Zeitrahmen vorgegeben. Deutschland ist am
21. Juni 2018 im Rahmen des Vertragsverletzungsverfahrens verurteilt
worden, weil seit 2008 die Nitratrichtlinie nicht eingehalten wird. Ab Juni
2018 gilt eine Frist von 12, allerhöchstens von 24 Monaten. Wir befinden
uns im Zwangsgeldverfahren, um ein Zwangsgeld zu verhindern. Das heißt, es
sind nur noch ein paar Monate Zeit. Wir müssen also im ersten Halbjahr eine
neue Düngeverordnung vorlegen. Sie muss zwischen allen Verordnungsgebern
abgestimmt sein, und sie muss dann im Bundesgesetzblatt veröffentlicht
worden sein.

Lenz: Genau. Unser Ziel ist es, dass sie spätestens im April 2020 in Kraft
treten kann.

Wie gesagt: Da sind wir noch in den letzten Gesprächen.

Frage: Herr Burger, eine Frage zum ägyptischen Staatspräsidenten Al-Sisi:
Mehrere deutsche Politiker haben in den letzten Tagen die Verleihung des
St.-Georgs-Ordens der Dresdner Oper an den ägyptischen Präsidenten scharf
kritisiert. Es wurde die Menschenrechtssituation in Ägypten moniert. Dazu
hätte ich gern eine Stellungnahme.

Burger: Diesen Vorgang habe ich nicht zu kommentieren. Dabei handelt es
sich um eine Entscheidung eines privaten Trägers.

Zusatzfrage: Dennoch die Nachfrage: Wie sehen Sie momentan die
Menschenrechtssituation in Ägypten?

Burger: Über die Menschenrechtslage in Ägypten haben wir hier immer wieder
geredet. Da gibt es auch keine grundsätzlich veränderte Positionierung. Sie
wissen, dass wir in Ägypten, was die Menschenrechtslage angeht,
Verbesserungsbedarf sehen, u. a. bei Themen wie Meinungsfreiheit, bei der
Möglichkeit, sich in Vereinen zusammenschließen und zu engagieren. Unsere
Position ist, dass Stabilität und Sicherheit am besten langfristig in einem
Umfeld gefördert werden können, dass allen Bürgerinnen und Bürgern
umfassende politische, wirtschaftliche und soziale Partizipation
ermöglicht. Dazu sind wir mit Ägypten auch immer wieder im Gespräch.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium zu einem der Beschlüsse
des Koalitionsausschusses von vorletzter Nacht, und zwar zur Verlängerung
des Kurzarbeitergeldes. Gibt es eigentlich irgendwelche Berechnungen, wie
sich das auf den Bundeshaushalt auswirken würde, also wie teuer das wird?

Bechtle: Ich kann Ihnen dazu jetzt an der Stelle nichts sagen. Ich kann das
aber eventuell gern nachreichen.

Zusatzfrage: Oder vielleicht das Arbeitsministerium?

Jäger: Dazu hatte sich Minister Heil gestern in der Pressekonferenz kurz
geäußert. Er hat gesagt, das hänge davon ab, wie sehr das Mittel überhaupt
in Anspruch genommen wird. Insofern lasse sich das vorher noch nicht
kalkulieren. Er hofft natürlich, es wird so wenig wie möglich genutzt. Das
lässt sich einfach noch nicht absehen.

Frage: Noch einmal ein anderes Thema, externe Beratung. Dafür wurde im
vorigen Jahr eine halbe Milliarde Euro von Seiten der Regierung ausgegeben.
Ganz vorn waren das Ministerium für Verteidigung, das Innenministerium und
das Verkehrsministerium. Mich würde interessieren, wie das begründet wird,
warum die Summen gerade bei Ihnen so hoch sind.

Collatz: Für uns sind ja in diesem Bericht Mittel in Höhe von 154,9
Millionen zu Buche geschlagen worden.

Aber erneut ist es so, dass bei uns Besonderheiten zu beachten sind. Allein
109 von diesen 154,9 Millionen Euro fallen auf Unterstützungsleistungen,
die durch unsere In-House-Gesellschaft BWI, also unseren IT-Dienstleister,
erbracht worden sind. Diese Unterscheidung halten wir durchaus für
angebracht und angezeigt.

Bei den übrigen Summen, die abseits dieser 109 Millionen Euro zu zählen
sind, handelt es sich zum Teil auch um Dienstleistungen, die im
unterstellten Bereich, also nicht BMVg direkt, veranlasst wahrgenommen
worden sind. Daher relativiert sich zumindest der Anteil für das BMVg, für
den Geschäftsbereich des BMVg erneut, wie das ja auch schon in den
zurückliegenden Zahlennennungen zu verzeichnen war.

Alter: Ich kann vielleicht ergänzen. Für das BMI - das haben wir an dieser
Stelle auch schon häufiger erklärt - ist es so, dass wir externe
Beratungsleistungen, häufig projektbezogen, einsetzen. In vielen Fällen
geht es dabei um IT-Projekte und Digitalisierungsprojekte, für die man
einfach eine sehr spezifische Fachkenntnis braucht, um diese Projekte zu
realisieren.

Bei der Gelegenheit will ich darauf hinweisen, dass das
Bundesinnenministerium, was die Realisierung solcher Projekte angeht, zum
Teil auch für die gesamte Bundesregierung tätig wird. Insofern haben wir
diesbezüglich einen übergreifenden Auftrag zu erfüllen. Insofern ist
jedenfalls inhaltlich begründbar, warum wir mit in dieser Spitzenposition
sind.

Nichtsdestotrotz - das haben wir hier auch schon mehrfach deutlich gemacht -
 verfolgt der Bundesinnenminister das Ziel, dass die Bundesverwaltung, das
BMI, die notwendigen Kompetenzen, um eigene Aufgaben zu erfüllen, sich
perspektivisch selbst aneignet. Diesen Zustand haben wir momentan noch
nicht. Aber das ist das erklärte Ziel.

Strater: Da ich auch angesprochen worden bin, möchte ich auch noch etwas
sagen: Ich kann mich diesen allgemeinen Äußerungen anschließen. Je nach
Bedarf und auf das Projekt bezogen nehmen wir solchen Sachverstand in
Anspruch. Auch wir haben hochkomplexe Projekte umzusetzen, die technisch
und rechtlich sehr anspruchsvoll sind, sodass wir, wie gesagt, nach Bedarf
hier auch Sachverstand zurate ziehen.

Als ein Beispiel möchte ich Ihnen, weil das auch immer wieder diskutiert
wird, die Autobahnreform nennen. Es ist die größte Autobahnreform, die wir
in Deutschland jemals hatten. Hier wird tief in die föderale Ordnung
Deutschlands eingegriffen. Wir sind hier auf diesen Sachverstand
angewiesen, um fristgerecht Anfang des kommenden Jahres sicherzustellen -
so wie der Gesetzgeber das auch will -, dass diese Strukturen auch
funktionieren. Dank dieser Unterstützung, auch von externen
Sachverständigen, liegen wir hier im Zeitplan. Das sei hier nur als
Beispiel hier einmal genannt.

Frage: Herr Alter hat gesagt, dass das BMI am Aufbau eigener Kapazitäten
arbeitet, um das erledigen zu können. Gilt eine solche Strategie auch für
das Verteidigungs- und Verkehrsministerium, dass Sie also 
In-House-Kapazitäten bewusst ausweiten, um den Anteil von externen Aufträgen
perspektivisch zu reduzieren?

Collatz: Für das Verteidigungsministerium kann ich nur sagen, dass
Digitalisierung eine ganz wichtige Zukunftsaufgabe ist. Um uns da gut
aufzustellen, sind tatsächlich Investments im IT-Bereich erforderlich. Die
leistet nun einmal unsere In-House-Gesellschaft BWI.

Strater: Natürlich haben wir Strukturen und versuchen, immer auch personell
das abzubilden, was wir exekutieren müssen. Wie gesagt, wir haben es zum
Teil mit sehr komplexen Projekten zu tun, sodass Sie hier eben zum Teil,
wie gesagt, bedarfsbezogen oder projektbezogen auf Sachverstand angewiesen
sind.

Zusatzfrage: Das würde man aber auch dem BMI unterstellen, dass das die
Lage ist. Dennoch habe ich es jetzt so wahrgenommen, dass die Strategie des
BMI eine bewusste ist, nämlich die Schaffung von mehr internen Kapazitäten,
um eine Beauftragung nach außen, soweit es geht, zu vermeiden. Ich entnehme
dem jetzt, dass eine solche explizite Strategie in den anderen Ministerien
nicht gefahren wird?

Strater: Na ja, "Strategie". Wenn Sie ein Gesetzesvorhaben umzusetzen
haben, dann müssen Sie das auch personell abbilden. Dafür müssen
Haushaltsmittel eingeworben werden. Dafür muss Personal eingestellt werden.
Das wird natürlich gemacht. Je nach Gesetzesvorhaben wird auch Personal
rekrutiert, um das umzusetzen, um das auch in den Verwaltungsstrukturen
abzubilden. Aber gleichwohl gibt es Projekte, wo Sie dann auf diesen
Sachverstand angewiesen sind. Das geht beides Hand in Hand.

Frage: Noch einmal eine kurze Frage an das Finanzministerium. Der "Spiegel"
meldet, dass der Finanzminister eine Komplettabschaffung der
Abgeltungssteuer plant. Können Sie dazu etwas sagen?

Bechtle: Wie üblich, und daher auch heute, kommentieren wir
Berichterstattung im Einzelnen nicht.

Ich kann Ihnen ganz allgemein Folgendes sagen: Die Passage aus dem
Koalitionsvertrag ist Ihnen ja bekannt. Darin heißt es, dass die
Abgeltungssteuer auf Zinserträge mit der Etablierung des automatischen
Informationsaustausches abgeschafft wird. Daran wird, wie an den anderen
Vereinbarungen auch, gerade gearbeitet.

Zusatzfrage: Darüber hinaus ist nichts geplant?

Bechtle: Ich habe dem jetzt nichts hinzuzufügen.

Freitag, 31. Januar 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 31. Januar 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-31-januar-2020-1717510
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KULTUR/1046: Klimaschutzbewegung - Stolperstein Rassismus ... (SB)



Los, Genossen, Europa hat endgültig ausgespielt, es muß etwas anderes
gefunden werden. Wir können heute alles tun, vorausgesetzt, daß wir nicht Europa
nachäffen, vorausgesetzt, daß wir nicht von der Devise besessen sind, Europa
einzuholen.

Frantz Fanon - Die Verdammten dieser Erde [1] 

Das Entfernen der ugandischen Klimaaktivistin Vanessa Nakate aus einem
Gruppenfoto von fünf wegen ihres Engagements für Klimaschutz zum World Economic
Forum (WEF) eingeladenen Aktivistinnen hat daran erinnert, daß Rassismus nicht
nur in der medialen Berichterstattung, sondern auch in Umwelt- und
Klimaschutzbewegungen selbst ein Problem sein kann. Die Nachrichtenagentur
Associated Press hat das Foto, aus dem Nakate entfernt worden war, durch
eines ersetzt, auf dem sie in der Mitte der gleichen Gruppe zu sehen ist,
allerdings erst, nachdem die betroffene Aktivistin in einem Tweet nach den
Gründen für ihre Entfernung aus dem Bild gefragt hatte. Jetzt kenne sie die
Definition von Rassismus, so die junge Frau aus Kampala, die in den Schweizer
Alpen erleben mußte, daß ihre Anwesenheit nicht nur aus dem Bild geschnitten,
sondern auch auf der dazugehörigen Pressekonferenz durch AP verschwiegen wurde. 
Zudem war die Teilnahme der als Begründerin der Aktionsgruppen Youth for Future
Africa und Rise Up Movement eigens nach Davos eingeladenen Aktivistin an
mehreren Workshops und Panels in der allgemeinen Berichterstattung über das
weltweit wahrgenommene Treffen kaum auszumachen.

Das Ausblenden nichtweißer KlimaaktivistInnen in den Medien ist jedoch nur ein
Oberflächenphänomen, dessen strukturelle Grundlagen auf eurozentrischen und
kolonialistischen Sichtweisen beruhen, die auch in Teilen der von weißen
AktivistInnen dominierten Klimaschutzbewegungen Europas wie Nordamerikas
endemisch sind. Die in den USA in der Klimaaktionsgruppe Zero Hour aktive Latina
Jamie Margolin bestätigte gegenüber dem Guardian, daß der Ausschluß von
nichtweißen AktivistInnen Ausdruck einer Kultur der Ignoranz gegenüber
randständigen Gemeinschaften sei, die überdurchschnittlich von der Klimakrise
betroffen seien. Sie habe erlebt, daß nichtweiße AktivistInnen in den Videoclips
und Transkripten von Treffen, die sie mitunter selbst organisiert haben, nicht
mehr präsent waren. Rassismus und Klassismus seien Ausdruck der Tatsache, daß
Umweltaktivismus vom europäischen Einfluß auf die Welt bestimmt sei und nicht
umgekehrt. Die Menschen des Globalen Südens hätten sich daran gewöhnt, daß ihre
Perspektiven nicht beachtet würden [2].

Der in den USA geprägte Begriff des Environmental Racism (Umweltrassismus) meint
in erster Linie die Benachteiligung von People of Color (PoC) durch ihre
überproportionale Betroffenheit mit Umweltgiften etwa bei der Ansiedlung die
Luft besonders stark kontaminierender Industrien in unmittelbarer Nachbarschaft
ihrer Wohnviertel oder anderer sozialräumlicher Bedingungen, in denen
unterprivilegierter Zugang zu Wohnraum und Arbeitsmöglichkeiten mit besonders
nachteiligen Umweltsituationen Hand in Hand gehen. Zahllos sind die Beispiele
dafür, daß Indigene und AfroamerikanerInnen in ethnisch diversen Gesellschaften
von den USA bis nach Brasilien nicht zufällig betroffen sind, sondern
systematisch körperlich krankmachenden Formen des Umweltrassismus ausgesetzt
werden.

Auf globaler Ebene wird dieses Gewaltverhältnis in der Klimakrise besonders
sichtbar. Die von den Auswirkungen des Klimawandels am stärksten betroffenen
Bevölkerungen im Globalen Süden setzen die niedrigsten Emissionen an
Treibhausgasen frei, weil sie bis heute nicht die industrielle Entwicklung des
Globalen Nordens vollzogen haben, dessen Wohlstand auf der weit
überproportionalen Inanspruchnahme der Atmosphäre als Deponie für die
Abfallprodukte fossiler Energieerzeugung und industriellen Fortschrittes beruht. 
Die in Europa dominierende Wahrnehmung, bei dem die letzten anderthalb Jahre
Schlagzeilen machenden Klimaaktivismus handle es sich um eine vorwiegend weiße
Veranstaltung, wird zumindest von Teilen der Medien, Politik und Bewegung aus
hegemonialen Gründen reproduziert. So ist die Klimaschutzbewegung sehr viel
leichter den marktwirtschaftlichen Regulativen und Wachstumszielen des Grünen
Kapitalismus zu unterwerfen, wenn die Forderungen des Globalen Südens nach
radikaler Veränderung der herrschenden Produktions- und Konsumptionsverhältnisse
nicht zur zentralen Prämisse des anwachsenden sozialen Widerstandes gegen die
Zerstörung der Lebensgrundlagen erhoben werden.

Dies zu tun wird im Prinzip auch von der Klimagerechtigkeitsbewegung vertreten,
doch es muß schon genauer hingeschaut werden, um die Frage beantworten zu
können, wie gerecht die im Globalen Norden vertretenen Ziele des Klimaschutzes
tatsächlich sind. Wenn dort von einem Budget von 340 Gigatonnen CO2 und seinen
Äquivalenten ausgegangen wird, die weltweit noch freigesetzt werden könnten, um
den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf unter 1,5 Grad seit Beginn
der Industrialisierung zu begrenzen, dann wird dabei nicht berücksichtigt, daß
große Teile Afrikas schon unter der erreichten Erwärmung von 1,1 Grad aufgrund
anhaltender Dürre unbewohnbar zu werden drohen. Die Unterstellung, es gäbe noch
Zeit, in der man über die erforderlichen Maßnahmen nachdenken und diskutieren
könnte, ist Ausdruck eines den Eigentums- und Funktionseliten eigenen Interesses
an Bestands- und Herrschaftssicherung. Die hierzulande ins Auge gefaßten
Dimensionen des Klimaschutzes gehen von der komfortablen Perspektive aus, erst
wirklich auf existenziell bedrohliche Weise betroffen zu sein, wenn die
Klimakatastrophe in anderen Weltregionen bereits die Lebensmöglichkeiten von
Hunderten Millionen Menschen unumkehrbar zerstört hat.

Soziale Gerechtigkeit im Klimadiskurs kann mithin nur bedeuten, sofort alles zu
unternehmen, um eine Entwicklung zum Schlimmeren zu verhindern. Die Aufhebung
der kapitalistischen Orientierung auf Wachstum und Wettbewerb wäre in dieser
Sicht kein idealistisches Fernziel, sondern unmittelbar umzusetzende Forderung. 
Eingedenk dessen, daß die industrielle Reichtumsproduktion des Kapitalismus
nicht nur auf dem Konto in die Atmosphäre emittierter Treibhausgase immense
Schulden angehäuft hat, sondern auf der Geschichte kolonialistischer Praktiken
der Extraktion von Rohstoffen und Versklavung von Arbeitskräften im Globalen
Süden beruht, die im neokolonialistischen Extraktivismus der Agrarindustrie und
Bergbaukonzerne fugenlos fortgesetzt wird, ist Klimagerechtigkeit in erster
Linie eine soziale Frage. Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel im
ökosozialistischen Sinne wäre eine Möglichkeit, die Überwindung der
kapitalistischen Eigentumsordnung als Voraussetzung für gelingenden Klimaschutz
zu planen. Andere Konzepte betreffen individuelle Praktiken im
radikalökologisch-anarchistischen Sinne oder kollektive Strukturen
genossenschaftlicher Art, doch einig sind sich die sozialökologischen Entwürfe
der radikalen Linken zumindest darin, daß Kapitalismus, Patriarchat,
Antisemitismus und Rassismus zu den größten zu beseitigenden Hindernissen vor
der Verwirklichung einer solidarischen Welt gehören.

Dies in einer Bewegung wie Fridays for Future zu erkennen scheint nicht
selbstverständlich zu sein, wie zum Beispiel ein offener Brief des Bloque
Latinoamericano Berlin an Fridays For Future Berlin und die deutsche
Klimabewegung unter der Überschrift "Dekolonisiert euch!" zeigt [3]. Zwar wird
der Kampf gegen deutsche Steinkohlekraftwerke auch mit Blick darauf geführt, daß
an der in Kolumbien geförderten und in die Bundesrepublik exportierten Kohle das
Blut zahlreicher AktivistInnen klebt, die dort im Kampf gegen die massive
Zerstörung der Landschaft und Lebenswelten indigener Menschen ermordet wurden. 
Das ganze Ausmaß dessen, was die VerteidigerInnen des Landes und der Natur in
Ländern Lateinamerikas, Afrikas und Asiens zu erleiden haben, und die
Beteiligung der Bundesrepublik und EU an der Zuspitzung der im Interesse
extraktivistischer Industrien und agrarindustrieller Importwirtschaft gegen sie
ausgeübten Gewalt wird hierzulande jedoch viel zu wenig wahrgenommen und zur
Sprache gebracht.

So berichtet Gilmar Mauro vom nationalen Vorstand der Landlosenbewegung in
Brasilien, deren kleinbäuerliche Wirtschaftsweise der klimagerechte Gegenentwurf
zum Raubbau der den amazonischen Regenwald zerstörenden Soja- und Rinderbarone
ist, von der notwendigen Verteidigung gegen massive Angriffe auf ihre
AktivistInnen: "Unter der aktuellen Regierung müssen wir unsere Basis besser
schützen. Dabei geht es nicht nur um direkte Aktionen staatlicher Stellen,
sondern vor allem um wildgewordene Landbesitzer, die sich mit neu legalisierten
Waffen ermächtigt fühlen, gegen uns vorzugehen." [4] Die Ursachen für die
Vertreibung und Ermordung indigener und kleinbäuerlicher AktivistInnen wie die
Zerstörung des Regenwaldes Amazoniens sind hierzulande ebenso zu verorten wie in
den Ausbeutungspraktiken der brasilianischen Klassengesellschaft.

Das verbindende Element des globalen Kampfes um Klimagerechtigkeit bedarf einer
antikolonialen und antirassistischen Radikalität, die es sich nicht mehr leisten
kann, AktivistInnen aus dem Globalen Süden in Deutschland zu diskriminieren,
weil diese etwa solidarisch mit dem Kampf der PalästinenserInnen gegen den
israelischen Siedlerkolonialismus sind. Allein die Tatsache, daß die deutsche
Klimagerechtigkeitsbewegung weitgehend die Position der Bundesregierung teilt,
in Solidarität mit Israel auch soziale Bewegungen, die im antikolonialistischen
Sinne für die Beendigung der Besetzung der nach dem UN-Teilungsbeschluß als
palästinensisch ausgewiesenen Gebiete eintreten, als antisemitisch zu
brandmarken, beeinträchtigt die Zusammenarbeit mit vielen nichtweißen sozialen
Bewegungen im Globalen Süden. Wenn KlimaaktivistInnen hierzulande eine
Solidarität mit Israel propagieren, die die dortige Regierung auch dann
unterstützt, wenn sie sich von weißen Faschisten wie Bolsonaro oder weißen
RassistInnen aus dem Spektrum evangelikaler Sekten Rückendeckung verschafft,
dann steht die Solidarität mit der brasilianischen Landlosenbewegung oder Black
Lives Matter in den USA, um nur zwei Beispiele von vielen zu nennen, auf sehr
wackligen Füßen. 

Pauschal linken Antisemitismus zu unterstellen, wenn die Unterdrückung der
PalästinenserInnen unter Verweis auf die rechte und reaktionäre Einstellung
führender israelischer PolitikerInnen kritisiert wird, verunglimpft auch all
jene jüdischen Israelis, die in ihrer auf dem Universalismus der Menschenrechte
basierenden Kritik an der eigenen Regierung die Beendigung der Besetzung
palästinensischer Gebiete verlangen. Gerade weil der Kampf gegen Antisemitismus
so unabdinglich ist wie der Widerstand gegen jeden Rassismus, stellt seine
Einbindung in kolonialistische und paternalistische Politikformen ein Problem
dar, das mit pauschalen Verurteilungen eher verschärft denn überwunden wird. 
Wenn sich antifaschistische Praxis nicht mit Interessen gemein machen will, die
faschistoide Entwicklungen tendenziell fördern, dann kann sie vor
kolonialistischen und kapitalistischen Gewaltverhältnissen nicht die Augen
verschließen. Dagegen mit linksradikaler Kompromißlosigkeit anzugehen schließt
auch die Gefahr einer dem Vorwurf des linken Antisemitismus impliziten
Querfrontbildung aus.

Den Problemen eines Globalen Südens gerecht zu werden, dessen Bevölkerungen
schon jetzt zu den hauptsächlich Leidtragenden des Klimawandels gehören, bedarf
der grundlegenden Kritik eurozentrischer Sichtweisen, neokolonialistischer
Politik und weißer Suprematie auch unter Menschen, die meinen, People of Colour
in keiner Weise auszugrenzen. Eine solche Haltung einzunehmen sollte einem
Aktivismus, der die gesellschaftlichen Naturverhältnisse aus dem destruktiven
Griff herrschender Produktionsverhältnisse und Reproduktionspraktiken befreien
will, so leicht fallen wie alle Schritte individueller Emanzipation und
kollektiver Befreiung.


Fußnoten:

[1] Frantz Fanon: Die Verdammten dieser Erde. Frankfurt am Main 1966, S. 239

[2] https://www.theguardian.com/world/2020/jan/29/vanessa-nakate-interview-climate-activism-cropped-photo-davos#img-1

[3] https://www.facebook.com/notes/bloque-latinoamericano-berlin/brief-an-fridays-for-future-berlin-und-die-deutsche-klimabewegung-dekolonisiert-/427388024605131/

[4] https://www.jungewelt.de/artikel/371724.wir-stellen-die-landfrage-wieder-in-den-mittelpunkt.html
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2380: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 4. und 5. Februar 2020

Helle Panke

Veranstaltungen in der 6. Kalenderwoche 2020



Liebe Leserinnen und Leser,

kommende Woche wird es bei unseren Veranstaltungen international: Wir
informieren jeweils über die Lage in China und Iran.

Jüngst ging es in einer Diskussion um den aktuellen Rechtsterrorismus in
Deutschland. Der Mitschnitt des Gesprächs mit Martina Renner und Miro
Dietrich kann seit drei Tagen in unserer Mediathek nachgehört werden.

Ebenfalls in die Rubrik "Helle Panke zu Hause genießen" fallen unsere
beiden ganz frisch erschienenen Hefte aus der Reihe "Pankower Vortrage":
Klaus Dallmer beschäftigst sich mit der Spaltung der deutschen
Arbeiterbewegung vor 100 Jahren, und Wolfgang Triebel zeichnet die
Geschichte des Faschismus nach, die ebenfalls zu dieser Zeit einsetzte und
bedauerlicherweise bis heute anhält. Beide Hefte können ab sofort bei uns
bestellt werden.


Dienstag, 4. Februar 2020, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Chinas neue Seidenstraße

Referent: Dr. Uwe Behrens (Transportökonom, lebte 20 Jahre in China)

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Mittwoch, 5. Februar 2020, 19:00 bis 21:00 Uhr


Internationale Politik

Iran: Der Thron der Ayatollahs wackelt

Ein Gespenst geht um im Iran: Das Gespenst der Revolution

Referent: Kian Zeytani (er ist deutsch-iranischer freier Journalist und
Aktivist und verfolgt seit 2009 die Entwicklungen im Iran)

Moderation: Katja Hermann (Referatsleiterin Westasien / Referentin für
Palästina und Israel, Rosa-Luxemburg-Stiftung)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 228: Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in der Revolution
1918/19

Von: Klaus Dallmer, 38 Seiten, Berlin 2020

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 227: Gegen Vergessen, Verdrängen und Beschönigen

Halt dem offenen Drang des Faschismus zur Macht

Von: Wolfgang Triebel, 75 Seiten, Berlin 2020

 * 

ANTIQUARIAT

In unserem Antiquariat finden Sie zehntausende Bücher aus den Bereichen
Belletristik, Geschichte, Geistes- und Sozialwissenschaften, Wörterbücher
u.v.m.

Rufen Sie uns an oder stöbern Sie einfach online.

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07169: Der Tod kam über die Turmlinie (SB)

Systeme, die durch entgegengesetzte Rochaden - die lange gegen die
kurze - gekennzeichnet sind, verlaufen in aller Regel dramatisch.
Beide Seiten müssen mit knappen Zügen und gezielten Manövern ihre
Angriffschancen forcieren, sonst kommt der Kontrahent als erster zum
Matt. Schwarz wird in solchen Fällen Linien auf dem Damenflügel
öffnen, vornehmlich die b- oder c-Linie, während Weiß zumeist auf der
Linie des Königsturms sein Gelingen sucht. Zögerlichkeiten sind fatal
und werden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bestraft.
Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Vlastimil Hort mit den weißen
Steinen seine Rochade zurückgestellt, als sich ihm die Gelegenheit
bot, durch Bauernopfer seinen Haupttrumpf auszuspielen. Sein
Kontrahent Robert Byrne - nicht verwechseln mit seinem Bruder Donald
Byrne, der einst das Opfer des 13jährigen Bobby Fischer wurde - hatte
unbedachtermaßen die h-Linie entriegelt. Auch mit seinem letzten Zug
1...Sd7-e5 konnte er das Ende nicht mehr aufhalten, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07169: Der Tod kam über die Turmlinie (SB)]



Hort - R. Byrne

Warna 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein Unentschieden lag fern aller Wahrscheinlichkeit in dieser
Stellung, so daß der belgische Remiskönig fast gegen seine Gewohnheit
zur Siegeskombination 1.Se4-g5+ Kf7-e8 - 1...Kf7-g8 2.Sg5xh7! Sf6xh7
3.Dh6xh7+ Kg8-f8 4.Dh7xg6 - 2.Dh6xg6+! greifen mußte. Schwarz gab auf,
da er in zwei Zügen mattgesetzt wird.



Erstveröffentlichung am 13. Januar 2007
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INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





ATOM/458: Entsorgung - der Sparstrumpf des dummen Volkes ... (SB)



Von ihren Ursprüngen an wartet die Atomlobby mit vielerlei
Verheißungen auf. Richteten sich diese anfangs eher auf technophile
Phantasien von der unbegrenzten Energieversorgung bis zur
Klimabeeinflussung, durch die die Wüste Gobi verschwinden und sich
die Menschen in Zukunft am Strand des Nordpolarmeeres sonnen können
sollten (Der Philosoph Ernst Bloch in "Das Prinzip Hoffnung", 1957),
rückt inzwischen das Versprechen einer Entsorgung der riesigen,
unaufhörlich wachsenden Menge an verstrahltem Müll gleichrangig zur
Versorgungsfrage auf. Das Problem hatte man bislang grob
vernachlässigt.

Zu den vielen kleinen und großen Pseudolösungen, wie man den Berg an
Atommüll abtragen könnte, gehört die vor wenigen Jahren von der
Universität Bristol erstmals veröffentlichte Perspektive, radioaktive
Substanzen ließen sich in künstliche Diamanten einschließen und diese
als Batterien nutzen. Deren Leistung sei zwar gering, aber dafür
seien sie äußerst langlebig. [1]

Am 20. Januar dieses Jahres legte die britische Universität nach. Ein
Team von Physikern und Chemikern "hoffe", radioaktives Material
direkt aus dem 1989 stillgelegten Atomkraftwerk Berkeley in
Gloucestershire recyceln zu können, um daraus Batterien herzustellen.
[2]

Im Rahmen eines Programms zum Akw-Rückbau wollen die Forscher um
Professor Tom Scott von der School of Physics und Direktor des South
West Nuclear Hub das radioaktive Isotop Kohlenstoff-14 (C-14) aus den
Graphitmoderatoren herauslösen. "Zeit und Kosten des Rückbaus würden
dadurch signifikant verringert", heißt es in einer Pressemitteilung
der Universität ... und Münchhausen hat sich an den eigenen Haaren
aus dem Sumpf gezogen, möchte man ironisch ergänzen. Denn "Zeit und
Kosten des Rückbaus" fallen nicht weg, nur weil sie beim Recycling
vorverlagert werden.

Nachdem die Forscher ursprünglich mit dem Isotop Nickel-63 die
Machbarkeit des Verfahrens erarbeitet hatten, wollen sie nun das C-14
aus den Moderatoren gewinnen. Dabei handelt es sich um parallel
angeordnete Graphitstäbe, die beim Betrieb eines Akws entweder
zwischen die Hüllrohre mit dem radioaktiven Material abgesenkt
werden, um die nukleare Kettenreaktion zum Erliegen zu bringen, oder
umgekehrt emporgezogen werden, um den Vorgang wieder in Gang zu
setzen.

C-14 ist ein sogenannter Betastrahler. Die Radioaktivität würde aus
den Batterien nicht nach außen dringen, weil die Strahlung durch eine
Umhüllung mit weiterem künstlichen Diamantmaterial aufgehalten würde.
In der Nähe einer Strahlenquelle erzeugt der Diamant eine Spannung,
die nutzbar ist.

Da C-14 eine Halbwertszeit von 5730 Jahren hat, wäre erst nach dieser
langen Zeitspanne die Hälfte des Isotops zerfallen. Solche Batterien
wären also extrem langlebig. Dennoch würden sie keine Konkurrenz zu
handelsüblichen Alkalibatterien darstellen, weil sie mit einer
Leistung von 15 Joule pro Tag (von einem Gramm C-14) bei weitem nicht
an deren Leistungsfähigkeit (700 Joule pro Gramm) heranreichen.
Anwendungsgebiete für die Diamantbatterien wären nach Angaben der
Erfinder Herzschrittmacher, Hörgeräte, hochfliegende Drohnen und
sogar Raumschiffe.

Der Bau der Diamantbatterien der Universität Bristol findet im Rahmen
des Projekts ASPIRE statt. Das Akronym steht für "Advanced
Self-Powered sensor units in Intense Radiation Environments" (z. Dt.:
Fortgeschrittene selbstversorgende Sensoreinheiten in
strahlungsintensiven Umgebungen). Das englische Verb "to aspire"
bedeutet aber auch "sich Hoffnung machen", "anstreben". Darin drückt
sich bereits der perspektivische Charakter des Projekts aus. Selbst
wenn es gelänge, Diamantbatterien in Serie herzustellen, würde das
den Berg an Atommüll nicht nennenswert verringern. Zumal laufend
weiterer Atommüll produziert wird. Allein das Vereinigte Königreich
hat rund 95.000 Tonnen Graphitmoderatoren, und das wiederum ist nur
ein kleiner Teil des Atommülls. Das C-14, das sich an der Oberfläche
der Moderatoren konzentriert, könnte man sowieso bei einem normalen
Rückbau gesondert behandeln, falls eine solche Trennung tatsächlich
die Kosten des Rückbaus senkt.

Jährlich werden weltweit rund 12.000 Tonnen Strahlenmüll produziert.
Eine ernsthafte Entsorgung des ungelösten Verbringungsproblems findet
nicht statt, wenn Spuren dieses Abfalls in Diamantbatterien Eingang
finden. Das nukleare Müllproblem läßt sich nicht mehr aus der Welt
schaffen, doch man könnte die Zunahme der Menge begrenzen, indem man
keine Atomkraftwerke mehr baut und die bestehenden Meiler abschaltet.


Fußnoten:

[1] bristol.ac.uk/news/2016/november/diamond-power.html

[2] bristol.ac.uk/news/2020/january/recycling-nuclear-waste-for-diamond-battery.html

2. Februar 2020
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